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Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin

10781 Berlin

Vorlage zur Entscheidung
gemäß S 17 Abs. 6 AbstG, S'14 Nr. 7 VerfGHG

der Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Klosterstraße 47, '10179 Bedin,

betreffend die Zulässigkeit des Antrages auf Einleitung eines Volksbegehrens

der lnitiative ,,Berlin Werbefrei", Schönstedtstraße 7, 12043 Berlin, vertreten durch die Vertrau-
enspersonen

1.
2.
3. 
4. 
5.

lch beantraqe,

festzustellen, dass der Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens über ein

,,Gesetz zur Regulierung von Werbung in öffentlichen Einrichtungen und im öf-

fentlichen Raum (Antikommodifizierungsgesetz - AntiKommG)" vom 13. Juli

2018 unzulässig ist.
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Beqründunq:

A. Sachverhalt

Di-e vertrauenspersonen des vorksbegehrens über ein ,,Gesetz zur Regurierung von werbung in
öJfentlichen Einrichtungen und im 

-öffenltichen 
Raum (Antikommodifizieiungste"seü _ Änti_

KommG) haben am 13. Juli 2018 förmrich die Einleitung des Volksbegehr"liio""ntr"gt.

. Antrag vom 13. Juli 2018 nebst Gesetzestext und Begründung,
Anlage Vl

Mit Schreii5en vom 23. Mai 20'19 erklärte die Trägerin das Ausscheiden von Herrn Steffen Bod-
din als Vertrauensperson und benannte stattdessen Frau Vicki Fee Weber.

lm.Rahmen der ihr gemäß $ 17 Absatz 2 des Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und
Volksentscheid (Abstimmungsgesetz - AbstG) obliegenden Prüfung stellte die Senaisverwal-
tung für Inneres und Sport fest, dass das Volksbegehren formal, aber nicht materiell-rech ich
den Anforderungen an die Zulässigkeit eines Volksbegehrens entspricht ($ 17 Abs. 6 i.v.m. gg
11,12Abstc).

Am 20. November 2019 teilte die Senatsverwaltung für Inneres und Sport der fachlich zuständi-
gen Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen das Ergebnis der Zulässigkeitsprüfung
mit. Auf deren vorlage beschloss der senat am 3. Dezember 2019 gemäß S 17 Aba. 4 AbstG 

-

seinen Standpunkt zum Volksbegehren (Senatsbeschluss-Nr. 279el2o1S).

Der Beschluss des Senats einschließlich der Begründung des Ergebnisses der Zulässigkeits-
prüfung wurde der Trägerin mitgeteilt.

B. Formelle Zulässigkeit des Antrags

Trägerin des Volksbegehrens ,,Volksentscheid Berlin Werbefrei" sind die Personen Yasmin Ab-
raham, Fadi El-Ghazi und Kerstin Stark, die unter der Bezeichnung ,,Berlin werberfrei" auftre-
ten, Diese Mehrheit von Personen kann gemäß $ 13 AbstG Trägerin eines Volksbegehrens
sein.

Die Trägerin hat mit Schreiben vom 13. Juli 2018 entsprechend S 16 Abstc fünf Vertrauensper-
sonen zu Vertreterinnen und Vertretern des Volksbegehrens besümmt. Alle fünf Vertrauensper-
sonen haben den Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens handschriftlich unterzeichnet und
bei der Senatsverwaltung für Inneres und Sport eingereicht. Damit ist die Antragserklärung ver-
bindlich. Hierfür sind schriftliche Erklärungen von mindästens drei Vertrauenspersonen erforder-
lich ($ 14 satz 1, g '16 Absatz 1 satz 3 AbstG). In dem Antrag auf Einleitung des Volksbegeh-
rens waren gemäß $ 16 Absatz 2 AbstG die Namen und der wohnsitz mit Anschrift der Ver-
trauenspersonen aufgeführt.

Die fünf Vertrauenspersonen haben an Eides Statt versichert, dass sie ihrer Anzeigepflicht für
Geld- und Sachspenden vollständig und richtig nachgekommen sind (g 40b Abs 2 AbstG).

Das Volksbegehren richtet sich auf den Erlass und die Anderung von Gesetzen. Dem Antrag tst
ein Gesetzentwurf entsprechend g 14 satz 2 AbstG beigefügt. Die Trägerin beantragt ein
Volksbegehren über ein "Gesetz zur Regulierung von Werbung in öffentlichen Einrichtungen
und im öffentlichen Raum (Antikommodifizierungsgesetz - AntiKommG),,.

Der Antrag wird von den mindestens erforderlichen 20.000 Personen unterstützt, die ihre Unter-
schrift innerhalb der letzten sechs Monate vor Eingang des Antrags bei der senatsverwaltung

Seite 2 von 26



für lnneres und sport geleistet haben und im zeitpunkt der unterzeichnung zum Abgeordneten-

n"ur uon Berlin wahlbärechtigt waren (SS 10, 15 Absa7 1 setz 2 und Satz 3 Abstimmungsge-

setz - AbstG - in Verbindung irrt S f n6äätz 1 Landeswahlgesetz Berlin). Die Prüfung der einge-

reichten 43.774 Unterstützungsuiierschriften durch die Betirksämter nach S 17 Absatz 1 Abstc

öü ez.+so gültige und 1 1.ä18 ungültige Unterschriften. Die von der Trägerin verwendeten

üri-terscnrinsf iJtenäntsprachen den Änforderungen des g 15 Absatz 1 Satz 4, Absatz 2 und

Absatz 4 AbstG.

Der Antrag ist damit formell zulässig gemäß SS 10, 13-16 AbstG'

C. Materielle Zulässigkeit des Antrags

Der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens ist - in der vorliegenden FassuirS des Gesetz-

entwurfs 1ör; - ni"frt mit höherrangigem Recht vereinbar und damit nach Maßgabe des $ 12

Abs. 2 AbstG materiell-rechtlich unzulässig.

Maßstab für die prüfung sind zunächst die spezifischen verfassungsrechtlichen Anforderungen

an Volksgesetze, name-ntlich das Koppelungsverbot (dazu nachfolgend l.), sowie die im Grund-

gesetz (dG) und in der Verfassung von Berlin (VvB) geregelten Grundrechie und die b_undes-

itaatticne Kbmpetenzordnung. Miijenen ist in erster Linie Art. 2 des GE unvereinbar, die Ande-

rung der Bauoidnung von Beilin (dazu nachfolgend ll.). Auch einige Regelungen desin Art. 1

oeJce enthaltenen Werbefreiheitsgesetzes (WerbeFG) (nächfolgend lll.) sowie das Zusam-

menspiel beider Artikel (dazu nachfolgend lV-) sind - soweit ihnen nicht teilweise bereits durch

Auslegung begegnet werden kann - in der eingereichten Form mit höherrangigem Recht nicht

zu veäinbaren. Eine Mängelbeseitigung durch die Trägerin gemäß S 17 Abs. 3 Abstimmungs-
gesetz (AbstG) kommt allenfalls fürArt.,1 des GE in Betracht (dazu nachfolgend V.). l.nsgesamt

äuss daher: das Volksbegehren als unzulässig bewertet werden; auch eine Beschränkung auf
Art. 1 des GE kommt nicht in Betracht (Vl.).

l. Koppelungsverbot

Der vorgelegte Entwurf eines Artikelgesetzes ist kein zulässiger Gegenstand eines Volksbegeh-

rens, wÄil ei unterschiedliche Regelungsmaterien und -komplexe in einer Abstimmungsvorlage

zusammenführt; Das ist mit dem Demokratieprinzip nicht vereinbar. Dieses sog. ,,Koppelungs-
verbot" hat zuletzi der Hamburgische Verfassungsgerichtshof konkretisiert:

,,Aus dem Demokratieprinzip folgt, dass Materien, die nicht in einem sachlich-

inhalflichen Zusammenhang stehen, nicht in demselben Volksbegehren. miteinander
gekoppelt werden dürfen (hierzu und zum Folgenden: HVerfG, Urt. v 13.10.2016'

HVerfe ZitO, J22017,360, juris Rn. 190 ff., m.w.N.). Echte Mitwirkung an einem
-Volksbegehren 

setzt voraus, dass der Bürger bei den Einzelakten dieses Geseuge-

bungsvorgangs seinen Willen deutlich, unverkürzt und unverfälscht zum Aqsdruck

brinöen känn. Oies ist notwendig, weil das Volk als solches nicht organisiert ist und

demgemäß seinen Willen bei der Volksgesetzgebung nur in Form von Abstimmun-

gen iu Vorlagen äußern kann, die inhaltlich notwendige*eise von wenigen Perso-. 
nen vorbereitet werden müssen. Da das Volk auf die Abstiinmung mit ,Ja' oder

,Nein, beschränkt ist, ist es geboten, sachlich und inhaltlich nicht unmittelbar zu-

iammenhängende Materien getrennt zur Abstimmung zu stellen, um.eine möglichst

differenzierte willensbildung des volkes zu ermöglichen. lm ubrigen soll das Koppe-

lungsverbot auch der Gefahr entgegenwirken, dass Regelungen und andere Vorla-

geridie erforderliche Mehrheit nur im Gefolge der Verbindung mit einem populären

und damit zugkräftigen Einzelbegehren erreichen.
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ob ein in diesem sinne sachlich-inhalflicher Zusammenhang besteht, ist nicht an-
hand der Intention oder des Zusammenhangs einer entworfänen Rejelung zu ermit.
teln, sondern anhand des materieilen Inhartö der Regerung. Indizwirriung [";; hl;r-
bei haben, ob einzerne Teire der vorgeschragenen Rägeru-ng jeweirr rurii"n äinän
eigenständigen Entwurf darstellen könnten. Lntscheidänd sind allerdings nicht for-
melle Kriterien, sondern der materielle Inhalt der Regelung: Nur wenn öich die vor-
gesehenen Regelungen eines Gesetzentwurfs auf ei'hen rj=mgrenzbaren gerÄicn oe-
schränken, wenn sie nach objektiver Beurteilung innerlich erig zusammenhängen,
also eine,Einheit der Materie'gegeben ist, kann von einem sächlichen zusamien-
hang der Regelungsmaterie gesprochen werden. Damit ist zugleich krargeste t,
dass verschiedene Regelungsmaterien nicht allein deshalb zu einem saöhli"h zu-. sammenhängenden Gesetzeswerk werden, weil sie einer gemeinsamen zielsetzung
dienen. Auch dann, wenn Motivation und Abänderungstenäenz der unterschiedli-
chen Materien deckungsgleich sind, müssen sie getrennt zur Abstimmung gestellt
werden, um dem Volk als Souverän eine differenzierte Willensbildung zuä-<igti
chen'.

Hamburgischer Verfassungsgerichtshof, Urteil vom 7. Mai 20,|9 - HVerfG 4/1 g
(,megenotstand"), S. 17 f., Hervorhebungen nur hier.

Der Berliner Verfassungsgerichtshof hat zum Inhalt des Koppelungsverbotes im zusammen-
hang mit Volksbegehren noch keine Aussagen getroffen; da dieses aber aus dem allgemeinen
Demokratieprinzip abzuleiten ist, das in Berlin in gleicher weise gilt wie im Bund undlm Land
Hamburg , können die Ausführungen des Hamburgischen Verfassungsgerichtshofes auch hier
als Maßstab herangezogen werden.

Die vorstehend umrissenen Grenzen des ,Koppelungsverbotes" sind vorliegend nicht eingehal-
ten, denn der Entwurf des ,Antikommodifizierungsgesetzes" verbindet in Art. 1 einerseits und
Art. 2 andererseits unterschiedliche Regelungsmaterien, die nicht in einem ,,sachlich-inhaltlichen
Zusammenhang" stehen. lndiz dafilr ist bereits, dass die vorgeschlagenen Anderungen der Ber-
liner Bauordnung und das neu zu erlassepde Werbefreiheitsgesetz (WerbeFG) jeweils für sich
einen eigenen Entwurf darstellen könnten: Ohne weiteres gilt das für die neuen Vorschriften der
Bauordnung, die bereits jetzt Regelungen zu werbeanlagen enthält, die durch den Gesetzent-
wurf lediglich verschärft werden und die keinen Bezug auf das nur für Einrichtungen des Landes
Berlin geltende werbeFG nehmen. Auch umgekehrt nimmt das werbeFG nicht Bezug auf die
Bauordnung. Etwas Anderes gilt auch nicht mit Blick auf die Ausnahmetatbestände in g 4 Abs. 1

Nr. 2, 4 und 5 WerbeFG, die dem Wortlaut nach an die entsprechenden Formulierungen Art. 2
des GE angelehnt sind. Die Ausnahmen hätten auch dann einen Zweck, wenn die BauO nicht
geändert würde, denn von den im werbeFG zugelassenen Ausnahmen könnte auch nach der
geltenden Fassung der BauO Gebrauch gemacht werden, wenn auch in geringerem Umfang.

Matedell beschränken sich die Regelungen der beiden Artikel des GE nicht auf ,,einen umgrenz-
ten Bereich', sondem betreffen mindestens zwei ,,Bereiche", die ansonsten, jenseits des mit
dem Volksbegehren verfolgten Anliegens, nichts miteinander zu tun haben: Züm einen ist es in
Art. 2 des GE das Bauordnungs- und Bauplanungsrecht, teilweise auch das straßen- und we-
gerecht (insofern dem Land Berlin verboten werden soll, die Sondernuizung von öffentlichen
Straßen für werbeanlagen zu genehmigen). Art. 1 des GE betrifft dagegen das Recht der öf-
fentlichen Einrichtungen, wobei so unterschiedliche Einrichiungen wie schulen und die Ver-
kehrsbetriebe gemeinsam behandelt werden.

Ein ,,enger sachlicher Zusammenhang" dieser Regelungsbereiche besteht nicht. Es ist gut mög-
lich und auch nicht fernliegend, das angestrebte Werbeverbot lediglich für einen dieser-Bereiche
anzuordnen, beide Teile des GE,,stehen und fallen" nicht miteinander (vgl. HVerfG, a.a.O., S.
18). Die Sachgerechtigkeit und die Adgemessenheit des cebotes kann auch nicht einheitlich für
alle Bereiche bewertet werden, zumal jeweils unterschiedliche personengruppen und Grund-
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rechte davon betroffen sind: so geht es im Bereich des Art. 1 des GE etwa um die Beurteilung

aLi fist<atiscnen Auswirkungen däs Verbotes auf die betroffenen Schulen oder die Verkehrsbe-

tri"Ou, *at runO Grundrechie Privater insofern nicht oder nur am Rande betroffen sind. Umge-

kenrt muss der Volksgesetzgeber im Zusammenhang mit Art. 2 des GE insbesondere die Aus-

*it[ung"n aui oie Reähtsgü[er Privater (Grundstückseigentum, Berufsausübung der Werbetrei-

ü""J"ii"n*ag"n. Eine ,,äifferenzierte Willensbildung" für die - mindestens - zwei Regelungs-

bereichä des dE wäre daher - auch bei grundsätzlicher Befürwortung der übergreifenden Ziel-

setzung, öffentlich wahrnehmbare werbung einzuschränken - für die unterzeichnenden mög-

tich unä'nicht fernliegend- Nach der Rechtspreihung müssten daher zumindest die beiden Arti-

kel des GE getrennt zur Abstimmung gestellt werden

ll. Rechtliche Bewertung von Artikel 2 des GE (BauO Btn)

Das in Art. 2 des GE änthaltene Gesetz zur Anderung der Bauordnung für Berlin verstößt in

mehrfacher Hinsicht gegen das Grundgesetz wie auch die Verfassung von Berlin.

1. Verständnis von ,,öffentlichem Verkehrsraum" ($ 2 Abs. 13 BauO Bln)

Durch Art. 2 Nr. 1 des GE wird der Katalog der Begriffsdefinition"n in $ 2 BauO Bln um die De-

finition der ,,Anlagen der Außenwerbung (werbeanlagen)" ergänzt. Die Regelung entspricht

Wörflich der bisher.in S 1O Abs. 1 Bau Bln enthaltenen Definition. Nach Satz 1 dieser Vorschrift

sind werbeanlagen ,,alle ortsfesten Einrichtungen, die der Ankündigung oder Anpreisung oder

ali Hinweis auf Öewerbe oder Beruf dienen und vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar

sind,,. In der Begründung zu dieser Regelung im GE sind Ausführungen zur Bedeutung des,,öf-
fentlichen Verkehrsraums" in dieser Regelung enthalten. Danach sollen zum öffentlichen Ver-

kehrsraum neben öffentlichen Straßenverkehrsflächen grundsätzlich auch ,,öffenilich zugängli-

che Räume im Inneren eines Gebäudes" zählen, wobei darauf hingewiesen wird, dass nur sol-

che Räume gemeint seien, die,,unabhängig von der Einordnung als Kunde oder Besuche/'für
jedermann zugänglich sind; private Gebäude wie Einkaufszentren sollen daher ausgenommen
sein (Begründung des GE, S. 8).

Die Ausführungen in der Begründung zur Bedeutung des "öffentlichen Verkehrsraums" sind im

Hinblick auf öffentlich zugängliche Räume im Inneren eines Gebäudes unzutreffend und irrefÜh-

rend. Die Definition von Werbeanlagen in der BauO Bln stellt einen Bezug zu öffentlichem Ver-

kehrsraum insoweit her, als für Werbeanlagen wesensbestimmend ist, dass sie vom öffentli-

chen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Damit wird das maßgebliche Kriterium von Anlagen der

Außenwerbung in Abgrenzung zu ,,lnnenwerbung" beschrieben. Außenwerbung ist gerade

dadurch charakerisiert, dass !ie ihre werbende Wirkung außerhalb von Gebäuden oder sonsti-
gen baulichen Anlagen entfaltet und vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar ist (vgl. Wilke

u.a., Bauordnung für Berlin, 6. Aufl. 2008, zu $ 10, Rn. 3 f.).

Ein anderes Verständnis ergibt sich auch nicht daraus, dass der GE die Regelung an einem

anderen Standort innerhalb der BauO Bln,,neu" regelt. Daraus allein folgt kein verändertes Be-
griffsverständnis. Mit dem GE wird der Wortlaut der Regelung wortgleich aus S 10 Abs. 1 BauO

äln übernommen. Der,,neuen" Vorschrift die Bedeutung zuzumessen, dass Anlagen derAu-
ßenwerbung auch Werbung innerhalb von Gebäuden erfassen soll, stünde dem Wortlaut ent-

gegen. Demgegenüber wird nach der BegrÜndung davon ausgegangen, dass Räume im Inne-

ien eines Gebäudes (nur) dann als öffentlicher Verkehrsraum anzusehen seien, wenn die Be-

nutzung. durch die Öffentlichkeit ohne Einschränkungen und unabhängig von einer Einordnung

als Kunde oder Besucher möglich ist. Damit wird in der Begründung eirf Kriterium eingeführt,

das im Wortlaut keine Stütze findet.

Durch die vermeintliche Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Vorschrifien der BauO Bln

für Werbeanlagen auf bestimmte Räume im Inneren von Gebäuden wird ein irreführender und
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unzutreffender Eindruck erweckt. Eine irreführende oder offenkundig unwahre Angaben enthal-
tende Begründung zu abstimmungsrelevanten Tatsachen wird dem-formellen Beg"rtindungser-
fordernis des g 14 satz 2 Abstc aber nicht gerecht (BlnverfcH, 13.02.2013 -veieu lznz;juris, Rn 53)..

2. Weitgehendes Verbot von Fremdwerbung (g 10 Abs. I SaE I BauO Btn)

Der GE sieht in $ 10 Abs. 1 Bauo EF ein weitgehendes Verbot von werbeanlagen, von dem
lediglich werbung am ort der Leistung (Eigenwerbung, g 10 Abs. I sav2 Nr. i und 2) sowie
eine Reihe.weiterer, eng begrenäer Ausnahmen (Nr. 4, 5 und 6) ausgenommen sind. Ausge-
nommen sind außerdem nach außen nicht sichtbare Werbeanlagen (Nr. 3). Dies führt zu einem
nahezu generellen Verbot von Anlagen der Fremdwerbung auf privaigrunästücken und im öf-
fentlichen Straßenland.

Dies weitgehende Verbot ist mit der bundesstaatlichen Kompetenzordnung wohl noch verein-
bar (unten a)), es spricht aber viel dafür, dass sie zu einem unangemessenen Eingriff in die
Rechte der Betroffenen führt (unten b)).

a) Landeskompetenz

Fraglich ist, ob das generelle verbot von Anlagen der Fremdwerbung mit der Bundesgesetzge-
bungskompetenz für das "Bodenrecht' gemäß Art. 74 Nr. 18 GG vereinbar ist, weil mif der Rä-
gelung nicht nur bauordnungsrechtliche Ziele im Sinne der positiven oder negativen Baugestal-
tungspflege oder der Abwehr von Gefahren oder Belästigungen verfolgt werden, sondern auch
solche der städtebaulichen Bodennutzung.

(1) Maßstab: Abgrenzung von Boden- und Bauordnungsrecht

Die Bundeskompetenz nach Art. 74 Nr. 18 GG umfasst das Bauplanungsrecht, das abschlie-
ßend im Baugesetzbuch und der Baunutzungsverordnung geregelt ist. Nach diesen bundesge-
setzlichen Vorschriften sind bauliche Anlagen für Fremdwerbung als selbständige Hauptnutzung
anzusehen, die in Misch-, Kern-, Urbanen-, Gewerbe- und Indusiriegebieten grundsätzlich zu-
lässig sind, soweit nicht ein Bebauungsplan oder die Regelungen der gg 34, 35 BauGB sie aus-
schließen (BVerwG, Urteil vom 03.12.1992, BVenrGE 91, 234, LS 1).

Der Landesgesetzgeber ist dem gegenüber gesetzgebungsbefugt für das Bauordnungsrecht;
dieses umfasst neben Vorschriften zur Abwehr von Gefahren und Belästigungen auch positive
und negative Gestaltungsvorschriften, die über das städtebauliche Instrumentarium des Bauge-
setzbuchs und der Baunutzungsverordnung hinausgehen, ohne im Rahmen eines Nutzungsre-
gimes Nutzungsrechte an Grund und Boden zu steuern. "Zur Materie Bodenrecht gehören dabei
solche Vorschriften, die den Grund und Boden ,unmittelbar' zum Gegenstand rech icher ord-
nung haben, also die rechtlichen Beziehungen des Menschen zum Grund und Boden regeln.;
demgegenüber betrift das Baüordnungsrecht Regelungen, die ,,ästhetische oder der allgemei-
nen Wohlfahrt dienende Absichten verfolgen" (BVerfG, Baugutachten vom j6. Juni 1954, BVer-
fGE 3, 407 ,430 ff.; vgl. BVerwG, Urteil vom 11.10.2007 - 4 C 8/06, NVwZ 2008, 31 1). Den
Ländern ist es daher verwehrt, ,,im Gewande bauordnungsrechtlicher Gestaltungsvorschriften
bodenrechtliche Regelungen zu treffen" (BVerwG, urteil vom 10.7.1997 - 4 NB 15/97, Juris Rn.
4).

speziell werbeanlagen sind je nach der gesetzgeberischen zielsetzung sowohl einer baupla-
nungs- als auch einer bauordnungsrechtlichen Regelung zugänglich. sie unterliegen einer dop-
pelgleisigen Prüfung nach dem Planungsrecht des Bundes und dem Bauordnungsrecht des
jeweiligen Landes (BVerwG, Urteil vom 25.06.1965, BVerwGE 21 , 251 = NJW 1 966, 69 f.),
Grundsätzlich ,,kann die unterschiedliche Zielsetzung des BauplanungsrechteS einerseits und
diejenige des Bauordnungsrechtes andererseits hinsichtlich ein und desselben Gegenstandes
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oder Sachverhaltes eine sowohl planungsrechtliche und daher bundesrechtliche als auch eine

n"uorOnrng.ru"htliche und mithin landelrechtliche Regelung ermöglichen oder 
-erforderlich

rr.n"n. [.11 Kompetenzrechtlich bedenklich wäre es aber, wenn eine Vorschrift über Werbe-

,"irnö"nir,ir ihrer formalen Stellung in der Landesbauordnung nach ihrem materiellen-lnhalt

J"r drrpt"nrngsrecht zugerechnet werden müsste" (BVerwG, Urteil vom 28 04.1972, BVewv-

GE 40, 94, 96).

Das Bundesverwaltungsgericht hat in der Vergangenheit verschiedene landesrechtliche Vor-

schriften u.a. zu Werbeanlagen an diesem Maßstab gemessen:

. Als bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschrift gebilligt wurde das generelle.verbot von

Werbeanlagen-im Außenbereich, wiels in vielen Landesbauordnungen enthalten ist (auch

i" ö iö Aüil a s. 1 BauO Btn), denn dieses beruhe auf der ,,typisierenden Annahme des

öe"setzgebers; werbeanlagen wirkten im Außenbereich ,,wegen ihres äußeren Erschei-

n*gJ]i0"" und ihrer Gesältung' verunstaltend auf das Landschaftsbild ein. Allein der

Üms"tano, dass damit auch ein a-uch planungsrechtlich relevantes Ziel - der Schutz derjeni-

g"n, Ji" i; nuaenbereich Ruhe und Erholung suchen ohne durch kommezielle Werbung

änt""pto"n"n und gestört zu werden - begünstigt werde, ändere nichts an der primär ge-

sta-lterischen Zielseüung des Gesetzgebers (BVerwG, Urteil vom 1 1 .1 0.2007 - 4 C 8.08'

NVwZ2008, Rn. 14f.)

. Auch die Anknüpfung baugestalterischer Anforderungen für werbeanlagen.an ihrer Aufslel-

iunl in _ pt"nrngsr;nt6cti uestimmten - Baugebieten (wie in g 10 Ab.sl 5 Bauo_Bln und in

g f ö nU". Z eaö eln EF) wurde gebilligt, auch hier als zulässige Typisierung (BVerwG, Ur-

teil vom 28.04.'1972, BVerwGE 40, 94, 96).

. Den Ausschluss von Werbeanlagen in einem Mischgebiet durch örtliche Bauvorschrift billig-

te das Oberverwaltungsgericht Blemen, weil in der konkreten Siiuation der betroffene Teil

des Mischgebietes vorwiegend durch Wohnnutzung geprägt war, so dass ,,spezi1sche bau-

gestalterlsähe Gründe" das Verbot rechtfertigen konnien (OVG Bremen, Urteil vom

l0.og.zool - 1A 426100, BeckRS 2002, 22726, Rn. 28).

. Als kompetenzwidrig wurde dagegen eine Gestaliungssatzung beurteilt, nach der Stellplät-

ze gemeindeweit im Vorgartenbereich ausgeschlossen wurden. ,,Der Senat zweifelt aller-

dinls nicht daran, dass die Beklagte mit der [...] Satzung in erster Linie gestalterische Moti-

ve ierfolgt. Es liegt auf der Hand, dass die Beklagte über den Ausschluss von Stellplätzen

im Vorga-rlenbereich auch auf das Erscheinungsbild der: jeweiligen Baugrundstücke und

damit tätztticn auf das Ortsbild Einfluss nehmen möchte. Zur Verwirklichung diesps Ziels

regelt sie aber nicht die äußere Gestaltung einzelner baulicher Anlagen. Vielmehr schließt

siJ Steltptatze im Vorgartenbereich, also flächenbezogen aus. Sie macht damit Grund und

Boden unmittelbar zum Gegenstand rechtlicher ordnung, und bestimmt, in welcher weise

der Eigentümer sein Grundstück nutzen darf". (BayVGH, Urteil vom 20j2.2004 - 25 B

98.1862, Juris Rn. 45 (Hervorhebung nur hier), bestätigt von BVerwG, Beschluss vom

31.5.2005 -4814105, Juris Rn.7)

Ausgangspunkt für die Abgrenzung zwischen Boden- und ordnungsrecht ist also eine ,nach der

g;sätzgäberiscnen Zielseüung unierscheidende .Betrachtungsweise". 
Eine landesrechtliche

äauvoÄchrift ist darän zu m"s!en, ob sie, ,,obgleich generell auf gestalterische Ziele ausgerich-

tet, nach konkretem Regelungszweck, rechtlicher Anknüpfung und Instrumentarium in den

käp"i"nruer"ich des-Baupl-anungsrechts falle' (Bvg1y1,c, Urieil vom 11 10.2007 - 4 C 8 08'

NVn"2 ZOOS, Rn. 14 f.). Das Bauordnungsrecht setzt dabei grundsätzlich ,,obje6bezogen" an,

das üerhaltnis des Bjuwerks zu seiner Umgebung kann aber ebenfalls in den Blick genommen

;;rd";. Oemgegenuber ist das Planungsrecht ,,flächenbezogen", Regelungsgegenstand ist es,

"konkurrierenäe-Bodennutzungen 
und Bodenfunktionen _zu 

koordinieren und in ein ausgewoge-
'Ä"" iäinärt"i. ru bring"n (Bvärwc, a.a.o., Rn. 15 und 23, 27). Die dargestellte Kasuistik zeist
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dabei, dass die Gerichte den Ländern grundsätzlich einen weiten Spielraum bei der Verfolgung
gestalterischer Zielsetzungen einräumen, auch wenn diese Auswirkungen auf die Bodennut-
zung haben.

(2) Würdigungdervorgeschlagenen.Regelungen

Gemessen daran ist festzustellen, dass mit dem landesweiten Verbot von Fremdwerbeanlagen
in $ '10 BauO Bln EF - auch unter Berücksichtigung der vorgesehenen Ausnahmeregelungen -
sowohl städtebauliche als auch bauordnungsrechtliche Zwecke verfolgt werden sollen:

vom wortlaut her nimmt die vorgeschlagene Neuregelung von S 10 Abd. 1 Bauo Bln EF keinen
Bezug auf das Verunstaltungsgebot, das bislang in $ 10 Abs. 2 s. 2 (unselbständige Anlagen)
und in $ I Abs. 2 (selbständige bauliche Anlagen) sowie in g '10 Abs. 3 BauO Bln genannt ist.
Allerdings klingt in $ 10 Abs. 2 und in Abs. 3 S. 2 BauO Bln EF, die wortgleich mit Abs. 2 S. 2
und Abs. 5 der geltendeh Regelung sind, das Verunstältungsverbot an; es soll weiterhin gelten,
auch wenn es jetzt nur noch für die - wenigen - nach Abs. 1 EF überhaupt noch zulässigen
Werbeanlagen gilt. Das neue, generelle Verbot aller Werbeanlagen tritt neben dieses traditio-'nelle, 

unverändert fortgeltende Verunstaltungsverbot. Dies deutet eher darauf hin, dass es sich
bei jenem um ein zusätzliches, auch qualitativ ändersartiges Verbot handelt. Das zeigt sich
auch bei den in $ 10 Abs. 1 Satz 2 BauO Bln EF zugelassenen Ausnahmen: Diese beziehen
sich überwiegend nicht auf gestalterische, sondem auf inhaltliche Kriterien, die der bisherigen
Regelung fremd sind: Kommezielle Inhalte (Fremdwerbung) sind nur zulässig als Informalion
über kulturelle etc. Veranstaltungen (Nr. 4-7), oder mit dem Zweck, öffentliche Bauten zu finan-
zieren (Nr. 8 und 9). Lediglich Nr. 3 (Werbung auf Flug- und Sportplätzen, soweit nicht in die
Landschaft hineinwirkend) lässt sich auch aus gestalterischen EMägungen erklären; sie ist in-
soweit wörtlich aus der geltenden Fassung der BauO übernommen.

Inhaltlich lässt sich das vorgeschlagene, generelle Verbot, im Gegensatz zu dem partiellen Ver-
bot von Werbung in.der Bestandsregelung (in Wohngebieten, im Außenbereich, bei störender
Häufung oder sonstiger Verunstaltung), nur schwer als ,typisierende', umgebungsbezogene
Konkretisierung des traditionellen Verunstaltungsverbotes begreifen, wie es in den vom
BVerwG entschiedenen Fällen angenommen wurde. Denn Anlagen der Fremdwerbung wirdken
in Gewerbe- und Industriegebieten, aber auch in Körngebieten, nicht ,,typigcherweise" verunstal-
tend, das heißt stets,,ein krasses, geschmackliches Unwerturteil, wie das einer das ästhetische
Empfinden verle2enden Hässlichkeit" auslösend (so zum Verunstaltungsbegriff OVG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 7. Mai 1999, OVGE 23, 134; Broy-Bülow, in: Wilke/Dageförde, Bau-
ordnung für Berlin, Kommentar, 6. Auflage 2008, S I Rn. 16 m.w.N.). Werbeanlagen sind seit
jeher prägender Bestandteil solcher Baugebiete. Als "hässlich" und störend im ästhetischen
Sinne werden sie dort nach bisheriger Wertung erst unter besonderen Umständen empfunden,
wie etwa dei störenden Häufung, einer besonderen Auffälligkeit oder beiZusammentreffen mit
einem Baudenkmal. Indem der GE von solchen besonderen Vorausselzungen und jeder Diffe-
renzierung absieht, führt er zu einer erheblichen Verschärfung des traditionellen ästhetisch-
gestalterisch verstandenen Verunstaltungsverbotes, die letälich auch zu einer Veränderung der
Art der Boden- und Raumnutzung führen soll.

Diese - neue - Wertung, kommezielle Werbung sei stets, kontexitunabhängig, als störend oder
belästigend, lässt sich grundsätzlich'als baugestalterische oder der Belästigungsabwehr die-
nend qualifizieren, auch wenn sie in einern Spannungsverhältnis zu der bundesrechtlichen Wer-
tung steht, dass. selbständige Werbeanlagen zumindest in bestimmten Baugebieten (Kern-,
Gewerbe- und Industriegebieten) grundsätzlich zulässig sein sollen (vgl. BVerwG, Urteil vom
03.12.1992, BVerwGE 91 , 234, LS 1). Denn Ziel des angestrebten Verbotes ist es nicht, konkur-
rierende Bodennutzungen in einen verträglichen Ausgleich bringen; es geht nicht um einen Kon-
fliki aufgrund der Aufstellung einer Werbeanlage auf dem einen Grundstück mit der Nutzung auf
einem anderen Grundstück; vielmehr sollen alle potentiellen Betrachter ungeachtet der Frage,
ob sie sich gerade auf einem Grundstück mit einer bestimmten zulässigen Nutzung; auf der
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straße oder im Park befinden, vor werbung geschützt werden. Die Bestimmung hätte damit gar

keinen Grundstücks-, sondern eher einen Betrachterbezug

Auch die Begründung des GE lässt sowohl baugestalterische als auch städtebauliche ziele er-

t unnen leeg-runOung- des cE, S. 8, Abschn. l.): Als Anlass für die Initiative wird einerseits die

,r<o.*"Li"'iiri"rung- des öffentlichen Raumes" genannt söwie der Umstand, dass Werbung

,immer menr nufme-rksamkeit und Fläche' beansprubhe und in ,,Konkurrenzzu den originären

Funktionen des öffentlichen Raums" trete. Es gehe darum, ,,ein ausgewogenes Verhältnis zwi-

schen ilem lnformationsinteresse der Bevolkeiung, den Interessen der Wirtschaft an der Wahr-

nehmbarkeit im öffentlichen Raum und der Einnahmeerzielung der öffentlichen Hand durch

flrürng des öffentlichen Raums durch Werbung herzustellen". Damit sind typische bodenrecht

liche Aipekte angesprochen, denn es geht offenbar darum ,,konkurrierende Bodennutzungen

und Bödenfunktiönen zu koordinieren und in ein ausgewogenes Verhältnis zu bringen.

(BVerwG, Urteil vom 11. 10. 2OO7 - 4 C 8.08, NVwZ 2008, Rn. 27). Auf der anderen s_eite wer-

äLn aber'auch gestalterische Beweggründe angegeben: So wird auf die,ästhetische Funktion"

dbs Offentlichen Raumes hingewiesän und darauf, dass sich gehäufte Werbung und neue For-

men von Werbeanlagen negätiv auf das ,,Stadtbild" auswirkten, indem ,,das individuelle Gesicht

der Stadt verschwindet. Stadf und Landschaftsräume werden durch Werbung verunstaltet".

lm Ergebnis zeigt sich bei der vom BVerwG geforderten, ,,nach der gesetzgeberischen Zielset-

zung interscheidende Betrachtungsweise', dass das generelle Verbot von Fremdwerbung ge-

maC" 5 t O nUs. 1 BauO Bln EF auCh auf ,gestalterische Ziele" ausgerichtet ist und nach ihrem

Anknüpfungspunkt und dem verfolgten Regelungszweck jedenfalls auch bauordnungsrechtliche

Ziele im Siine der Verunstaltungsabwehr und der Pflege des Stadtbildes verfolgt. Mit Blick auf

die oben dargestellten obergeriChtlichen Einzelfallenlscheidungen, die den Ländern tendenziell

einen weiten-spielraum bei der Verfolgung gestalterischer Ziele einräumen, kann daher eine

fehlende Geseizgebungskompetenz nicht zwingend angenommen werden. Da es für das Er-

gebnis der ZuläsiigkeitsprUfung letztlich hierauf nicht ankommt, wird im Weiteren davon ausge-

gangen, dass die Gesetzgebungskompetenz gegeben ist.

b) Grundrechtevon Grundstückseigentümern

Selbst wenn man davon ausgeht, dass der GE als kompetenzrechtlich zulässige Regelung des

bauordnungsrechtlichen Verünstaltungsschutzes anzusehen wäre, wird er in der vodiegenden

Form den vlrfassungsrechtlich gebotenen Anforderungen an eine sachgerechte Differenzierung
. im Rahmen derAbwägung der betroffenen Grundrechtspositionen nicht gerecht. Hier sind zu-

nachst Uie Grundrechiä pävater Grundstückseigentümer aus dem Eigentumsrecht (Art. 23 VvB'

Art. 14 GG) betroffen. Ein Verbot von Anlagen der Fremdwerbung auf Privatgrundstücken muss

daher verhiltnismäßig sein, das heißt insbesondere geeignet und erforderlich zur Ereichung

des angestrebten Zwäcks - hier des Verunstaltungsschutz es - und, gemessen an diesem Ziel,

die Belange der Betroffenen angemessen berÜcksichtigen.

Für Verunstaltungsverbote ist in der höchstrichterlichen Rechtsprechung anerkannt, dass bei

der Bestimmung äer Unzulässigkeit von Werbeanlagen an bestimmte planungsrechtliche Bau-

lebiete angekn-upft werden kann 1vgl. Broy-Bülow,. in: Wilke/Dageförde, Bauordnung.für Be1in,

ä. nun. ZOöe, S 1O Rn. 40). Es ist prinzipiell vertretbar, die Zulässigkeit von Werbeanlagen

üuerrr"rpt ode-r auch nur die Zulässigkeit bestimmter Werbeanlagen generalisierend von der Art

Jes eauöeuiuts abhängig zu machen, sofern diese Differenzierung im Hinblick auf,die.unter-

""r1iJri""n" 
siädtebaulühe Funktion von Baugebieten gerechtfertigt ist (BVerwG, Urte-il vom

)i.nZi..ßAO - lV C 95.70, juris, Rn. 15 f.; OVG Berlin, Urteil vom 22.07 .1994 - 2 B 30/92' LKV

ieg{ ZSOI. Ein generalisierendes Verbot bestimmter Werbeanlagen in beslimmten Baügebie-

tur ru". ieine Entsprechung in einem Mindestmaß an Einheitlichkeit des Baugebietscharak-

i"r" iino"n (BVerwG Urteit vJm 28.a4.ß72 - lV c 1 1 .69; BVerwG Urteil vom 22'02 1980 - lv c
äl.zo,iuri", nn. 15f.; oVG Bertin, urteit vom22.07.1gg4-283Ot92, LKV 1995,256). EinVer-

ü"i r.äti" nur dort gerechtfertigt und verhältnismäßig sein, wo es ortsgestalterische Gründe kon-
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kret erfordern. So darf bei Mischgebieten eine baugestalterische Regelung über Anforderungen
an Weöeanlagen an der unterschiedlichen Nutzungsweise der Bauflächen nicht schlechthin
vorbeigehen (BVenvG - tv c 1 1.69 -, urteil vom 28.04.1972), Melmehr ist bei einer solchen
Regelung stets die besondere Art der betroffenen Baugebiete in den Blick zu nehmen, da die
potentielle Beeinträchtigung des Orts- und Straßenbildes durch eine Werbeanlage entscheidend
von der durch die Bauordnung gewährleisteten Funktion des im Einzelfall betroffenen Gebietes
abhängt (vgl. BVerwG - lV C 73165 -, Urteil vom 26.06.1965 zu der gebotenen Differenzierung
zwischen reinen Wohngöbieten und Gewerbe- oder Industriegebieten).

Daher könnte eine Norm des Baugestaltungsrechts, die in ihrem gesamten räumlichen Gel-
tungsbereich die Außenwerbung ohne Einschränkung und ohne jede Unterscheidung verbieten
würde, gegenüber der Eigentumsgarantie der verfassung keinen Bestand haben (BVerwG, ur-
teil vom 25.06.1965 - lV C 73165, NJW 1966, 69 f).

Der weitgehende Ausschluss von Fremdwerbung im gesamten Anwendungsbereich der BauO
Bln ist nach dieser Rechtsprechung unzulässig. Denn es nimmt auf die die Besonderheiten des
jeweiligen Baugebietes, geschweige denn auf diejenigen des jeweiligen, konkreten Standortes
der Werbeanlage, keinen Bezug. Wie bereits oben unter a) ausgeführt, lässt es sich nicht be-
grunden, dass in Gewerbe-, Industrie-, Kem- und Urbanen Gebieten Anlagen der Fremdwer-
bung generell und unabhängig von weiteren, auf die konkreten Gegebenheiten bezogenen Kri-
terien schlechthin'verunstaltend" wirken.

Der Umstand, dass das Verbot vorliegend nicht durch eine örtliche Bauvorschrift, wie sie Ge-
genstand der angeführten Rechtsprechung ist (in Berlin kann eine solche gemäß g 12 Abs. 1

AG BauGB erlassen werden), sondern unmittelbar durch ein Landesgesetz angeordnet werden
soll, hat auf die vorstehende Bewertung keinen Einfluss, denn der gründrechtli;he Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz gilt uneingeschränkt nicht nur für Satzungen, sondern auch für Gesetze im
formellen Sinn.

c) GrundrechtevonWerbeunternehmen

Das Verbot von Anlagen der Fremdwerbung auf sämtlichen Privatgrundstücken und auf öffentli-
chen Flächen, insbesondere dem Straßenland, berührt auch die Berufsausübung von werbe-
treibenden (unternehmen der Außenwerbung, werbeagenturen, werbende Unteinehmen). Das
Betätigungsfeld der erstgenannten Gruppe wird im Land Berlin nahezu komplett versperrt, den

. beiden letztgenannten wird ein Medium für die Werbung für Produkte oder Dienstleistungen
entzogen. Darin liegt ein Eingriff in die Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG, der nur zulässig ist,
wenn er verhältnismäßig ist.

Auch insoweit wird hier unterstellt, dass der dem Verbot zugrundeliegende Zweck das bauord-
nungsrechtliche Verunstaltungsverbot ist, für das allein eine Landeskompetenz gegeben ist.
Eine Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs durch stadtplanerische Gesichtspunlite (Koordi-
nierung der Nutzung von Grund und Boden und des öffen ichen Raumes) ist dem Landesge-
setzgeber, wie dargelegt, aus Kompelenzgründen in jedem Fall verwehrt.

Vor diesem Hintergrund kann für die Verhältnismäßigkeii des Verbotes auf die Ausführungen
zum Eigentumsrecht verwiesen werden; auch mit Blick auf die Berufsfreiheit ist das geneÄlle,
kontextunabhängige Verbot als nicht erforderlich zur Förderung des angestrebten Verunstal-
tungsverbotes anzusehen.

Entsprechendes würde gelten, wenn man zusätzlich, wie von Werbeverbänden vertreten, auch
einen Eingriff in die Meinungsfreiheit bejahen würde, was hier aber dahingestellt bleiben kann.

d) Teil-Umdeutungalsstraßenrech icheVorschrift

Es ist nicht möglich, das generelleVerbot von Werbeanlagen geltungserhaltend so auszulegen,
dass es nur für Anlagen im öffentlichen Straßenland gih: 2war ware äs grundsätzlich vorsteäbai,
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dass eine entsprechende Regelung als Teil des öffentlichen straßenrechts, als Begrenzung

zulässiger Sondernutzungen lg 11 Berliner Straßengesetz), getroffen werden könnte. Insofern

wäre där LandesgesetzgÄber frinzipiell gesetzgebungsbefugt (mit Ausnahme der Bundesstra-

ä"nj uno 1onnt" äaner äin Nuizungsregime auch jenseits des Verunstaltungsschutzes und der

Gefährenabwehr etablieren. Ruch änttiäte insoweit der Eingriff in das Eigentumsgrundrecht, und

aer Eingriff in die Berufsfreiheit wöge weniger schwer,^da das Verbot weniger weit reichle In

Ji.."r-Sinn" ist im.Land Bedin bereits derzeit die Außenwerbung auf öffentlichen Flächen

"täit 
U"gru-t, indem sie einem einzelnen Unternehmen übertragen wurde, das vertraglich an

n"itirri" Voigaben für Anzahl, Gestaltung und Aufstellungsorte gebunden ist.

Gleichwohl ist eine umdeutung ausgeschlossen: Das ergibt sich schon aus dem klaren wortlaut

J"r äi, o"r o6 Verbot eindeJtig irider'Bauordnung verortet und nicht im Straßengesetz' Nach

ö;lt";;;; Recht stehen Bauord-nungsrecht (Baugenehmigung) und Straßenrecht (Sondemut-

irnö.gen"nrigung) selbständig neb"neinander, beide _Genehmigungen 
werden nach unter-

""n-"Oi"tt"n 
fiiterien erteilt, wo-bei fachlich unterschiedliche Behörden zuständig sind' Außer-

O"Ä Jt".f.rt auch die Gesetzesbegründung einer entspröchenden Auslegung entgegen, da dort

;;;;ri;i;ß;"öchttiche cesic-htspunKä (etwa Verkehrssicherheit) nicht angesprochen sind

uiO; UOtig"n von der umfassenden Geltung des Verbotes auch für Privatgrundstücke ausge-

gangen wird.

e) Zwischenergebnis

Festzuhalten ist, dass das generelle Verbot von Anlagen der Fremdwerbung im stadtgebiet,

unabhangig von der Eigenärt der konketen Umgebung und der Gestaltung der konkreten Wer-

beanlagel ierfassungswidrig wäre: Der Gesetzentwurf verfolgt nach Systematik und.Begrün-

ärng ii"itpl"n"rischl zietel inaem er die Nutzung von Grund und Boden, insbäsondere des

Of"itf i"n"Ä Raumes, verändern will. Hierfür liegt die Gesetzgebungszuständigkeit beim Bund.

Der Landesgesetzgeber könnte ein Verbot von Werbeanlagen nur auf seine Zuständigkeit für
-as 

BauordiungsÄcht, insbesondere die Gefahrenabwehr, den VerunstaltungsschuE oder die

BaugestaltungJpflege, stützen. Würde man den GE in diesem Sinne verstehen, wären die mit

dem"Verbot värbunäunen Grundrechtseingriffe aber als unverhältnismäßig anzusehen, weil es

fauschal und unabhängig von einer im Einzelfall gegebenen oder doch typisierend im jeweili-

ien Baugebiet zu erwartÄnden, tatsächlichen Verunstaltung eingreift. Dig Regelung des $ 10

Abs. 1 S. 1 BauO Bln EF ist daher unzulässig.

3. Verbot von wechsellicht- und wechselbildwerbung und Höhenbegrenzung für
Anlagen der Eigenwerbung ($ 10 Abs' I Nr. {, Abs- 3 S' 3 BauO Bln)

werbeanlagen an der stätte der Leistung sind von dem generellen verbot ausgenommen- sie

untertiegeriaber einer Höhenbegr"nzun! auf 10 m (g 1 0 Abs. 1 Satz 2 Ni. 1 BauO Bln EF),

zudem äürfen sie - wie auch diJausnahhsweise zulässigen Fremdwerbeanlagen - nicht als

Wecfrief f icfrt- oder Wechselbildanlagen ausgefÜhri werden (S 10 Abs. 3 Satz 3 BauO Bln)' Die-

se Vorgaben treten zu den schon biiher bestehenden Gestaltungsvorgaben (Verbot störender

Erfrrl, keine Verkehrsgefährdung, keine Verunstaltung. von Umgebung und Landschaft) hin-

zu, Jie ileiternin unveränäert gelten sollen. Bereits diese können nach der jeweils erforderlichen

Ein="ft"ilU"ttr"htung dazu füliren, dass Werbeanlagen wegen ihrer Höhe als verunstaltend an-

zusehen sind, ggf. auch unterhalb von 10 m. Nach der Neuregelung würde dies aber zusätzlich

pauschal für alle Anlagen gelten, die höher als 10 m sind'

Baurechtlich sind werbeanlagen an der stätte der Leistung (zB. Angebotstafeln der Einzelhan-

Jurin"tri"n"l Nebenanlagen äes jeweiligen Behieb.s.und als solche grundsätzlich auch baupla-

"r;gr-tääl'ttill.r 
äevant. Einscnrant<ungän hinsichtlich der Art sind grundsätzlich unbedenklich,

ein üneingescnränkter Ausschluss dürfie dagegen !LA.r1 1 2 und 14 GG unvereinbar sein (vgl'

äü"*C,-Urt"if vom 28.4.1972 - lV C 11.69,-BVerwGE 40, 94). Sie können aber,.wie oben unter

i. 
"rrg"iünrt, 

auch Gegenstand von Gestaitungsvorgaben des Bauordnungsrechts sein; als
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solche sind die klassischön Regelungen, wie sie die geltende BauO Bln enthält, einzuordnen
(vgl. Stock, in König/Roeser/Stock, Baunutzungsverordnung, 3. Auflage 2O14, Rn.27).

Auch die im GE neu eingeführten, strengeren Vorgaben sind ohne weiteres als ordnungsrechtli-
che Gestaltungsvorschriften einzuordnen, für die der Landesgesetzgeber gesetzgebungsbefugt
ist; in der Begründung des GE (S. 11) wird für Wechsellicht- und Wechselwerbeanlagen insbe-
sondere die Sicherheit des (Straßen-)Verkehrs genannt.

Bedenken gegen die Verhältnismäßigkeit der Regelungen bestehen im Ergebnis nicht: Die Ein-
schränkungen lassen sich mit sachlichen Erwägungen begründen, der Eingriff wiegt nicht allzu
schwer, da nur die Art und Weise, nicht aber das "Ob" von Werbung geregelt wird. Soweit sich
aus der Höhenbegrenzung für Eigenwerbung im Einzelfall Härten für ein Ünternehmen ergeben
sollten (etwa aus topographischen Gegebenheiten oder wegen der Form eines Gebäudes),
kann dem im Rahmen einer Abweichung gemäß $ 67 Abs. 1 BauO Bln nach allgemeinen
Grundsätzen Rechnung getragen werden.

4. Ausnahmen für,,Anlagen für amtliche Mitteilungen,, (g i0 Abs. 1

SaE 1 BauO Bln
Nr. 4 und Abs. 2

Es ergibt sich weder ausdrücklich aus dem GE noch aus der Begründung daiu, in welchem
Umfang allgemein Ausnahmen für,,Anlagen für amtliche Mitteilungen" nach g 1O Abs. I Satz 2
Nr. 4 BauO Bln und für,,einzelne Anlagen.für amtliche Mitteilungen" in Kleinsiedlungsgebieten,
Dorfgebieten, reinen Wohngebieten und allgemeinen Wohngebieten nach S 1O Abs. 2 Satz 1

BauO Bln zulässig sein sollen. Allerdings dürfte nach dem im Volksgesetzgebungsverfahren
anzulegenden Maßstab an die Bestimmtheit (vgl. unten lll.3.a)) noch davon ausgegangen wer-
den können, dass durch die Anknüpfung an spezifische Gebietstypen in Abs. 2 der Vorschrift, in
diesen Gebieten nur eine auf das Nötigste beschränkte Anzahl derartiger Werbeanlagen zuläs-
big sein soll.

5. Ausnahmen vom Verbot von Werbeanlagen zur Finanzierung von Baumaßnah-
men (S l0 Abs. 1 Nr. 8, 9 BauO Bln)

Anders als für die öffentliche Hand zur unmittelbaren Finanzierung von Bau- und Sanierungs-
maßnahmen an Bahnhöfen und Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs und an öf-
fentlichen Sanitäreinrichtungen sowie an Bauzäunen und Baugerüsten von öffentlichen Gebäu-
den, Plätzen und Grünanlagen, bestehen für private Bauherren keine vergleichbaren Ausnah-
men von dem Verbot von Werbeanlagen zur Finanzierung entsprechender Maßnahmen an ih-
ren Gebäuden oder Grundstücken. Diese haben nach dem GE nur die sehr beschränkte Mög-
lichkeit zur Refinanzierung von Bau- und Sanierungskosten durch Werbüng im maximalen For-
mat DIN A 0 u.a. an Bauzäunen undnach für bestimmte Veranstaltungen (g 10 Abs. 'l Satz 2 Nr.
6 BauO Bln EF).

Dies führt zu der Frage, weshalb Maßnahmen privaler Bauherren nicht in gleicher Weise privi-
legiert werden, wie solche der öffentlichen Hand. Problematisch könnte dies im Rahmen der
Veirhältnismäßigkeitsprüfung sein: Weshalb ist das Verbot für Private Werbeanlagen erforder-
lich, wenn zugleich öffentliche Bauherren ausgenommen werden?

Insofern führt der GE zu Begründung an, durch die Ausnahme solle die Möglichkeit der Ein-
nahmeezielung für die öffentliche Hand eröffnet werden (Begründung B) zu l. und zu ll. zu Ab-
satz 1 Satz 2.Nr. 9). Die Begründung ist jedoch widersprüchlich und nicht geeignet, eine Son-
derstellung der öffentlichen Hand zu rechtfertigen.

Zunächst laufen die Ausnahmen für die öffentliche Hand dem vorrangigen Ziel des Gese!
zesentwürfs enigegen (vgl. lll. B) 2)). Die Gesetzesbegründung nennt als Zweck der Ausnah-
men die Einnahmeezielung der öffentlichen Hand; dies ist grundsätzlich ein legitimes Ziel, gilt
aber gleichermaßen auch für werbung an prlvaten Baugerüsten und erklärt nicht, warum das
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Verbot von Baugerüstwerbung u.ä. an privaten Baugerüsten für die Erreichung des Gesetzes-

zwecks erforderlich sein soll, an öffentlichen Baugerüsten aber nicht. Denkbare Gesichtspunkte,

die eine unterschiedliche Bewertung möglicherweise rechtfertigen könnten, werden in der Ge-

setzesbegründung nicht angesprochen (etwa die Häufigkeit bezieh'ungsweise Auffälligkeit der

Werbungldie beslere Kontiollierbarkeii im Falle von öffentlichen Baumaßnahrhen). Ohne nähe-

re Begrü-ndung verbleiben daher Zweifel an der Verhältnismäßigkeit der differenzierten Aus-

nahmeregelungen.

6. Bedeutung von Hinweisschildern (S 10 Abs. 2 Satz 2 BauO Bln)

lnsoweit regelungsgleich mit der aktuellen Fassung von $ 10 Abs. 4 Satz 2 BauO Bln sieht der

öi in S f O-nUr. i6a17Z BauO EF vor, dass in reinen Wohngebietenan der Stätte der Leistung

n,r|. mit",,Hinw"isschildern" geworben werden darf. Es lässt sich dem GE jedoch nicht entneh-

Ä"n, *är"n". Verständnisäem Begriff ,Hinweisschildel' zukommen soll. Dies ergibt sich weder

"u, ö-iO e"uO Aln EF noch aus dei Begründung dazu. Es ist auch nicht in den Begriffsbestim-

Är"ö* h S Z g"uO Bln EF geregelt. Bisher ist äer B^egriff ,,Hinweisschilder" in $ 10 Abs. 4 Nr.

S Br"uO ef;ef bestimmt; dieie Regelung ist in dem GE jedoch nicht mehr enthalten.

Nach den Grundsätzen der Normenklarheit und Normbestimmtheit muss der Regelungsgehalt '

eines Gesetzentwurfs im Wortlaut einen klaren Ausdruck finden (vgl. dazu näher unten lll.3a)).

Mit Blick auf die Funktionsbedingungen der Volksgesezgebung dürfen die Anforderungen an

Ji" int*rrfsformulierung allerdingS nicht überspannt werden, so dass gewisse gesetzestechni-

scfre Mtanget noch hinge.-nommeriwerden müssen (vgl. Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt

Bremen, ala.O-, juris Rn. 54). Daher dürfte hier vom Vorliegen eines Redaktionsversehens aus-

iugehen sein. Äüfgrund der unterschiedlichen Wortwahl mit ,,Hinweisschildern" gegenüber

,säniro"(n)', bei där Definition von Werbeanlagen in S 2 Abs. 13 Bauo Bln EF (bisher S 10 Abs.

i eauO fifril ist davon auszugehen, dass dem Begriff ,Hinweisschildef' eine gegenüber ,,Schil-

dern" unterichiedliche Bedeulünglzukommen soll, die sich für die Rechtsanwendenden jeden-

falls über die Genese der Vorschrift erschließen lässt.

7. Übergangsvorschrift (S 81 Abs. 5 BauO Bln)

Der GE sieht eine Ergänzung von $ 81 BauO Bln-vor, der u. a. bestimmt, wie sich geänderte

gesetzliche Anforderüngen in der BauO Bln auf bestehende bauliche Anlagen auswirken sollen

[Urtrng des Bestandsichutzes). Für Werbeanlagen, die den Vorschriften des Gesetzes nicht

menr gätigen, sieht der GE eine Beseitigungspflicht bis zum ersten Tag des auf die Verkün-

Jung äut Näuregelung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin folgenden Kalenderjahres

vor.ierner siehi dur öE ttir bestimmte Fälle vor, auf Antrag eine Fristverlängerung von jeweils

bis zu sechs Monaten zu erhalten. Der Antrag muss spätestens zwei Monate vor Ablauf des für

die Beseitigung maßgeblichen Zeitpunkts gestellt werden.

Die Regelung verstößt gegen das Rechtsstaatsprinzip, da sie in mehreren möglichen Konstella-

tionen auf etwas Unmögliches gerichtet ist.

Gegenüber der aktuellen Fassung des GE hatte dieser in der für die Erstellung der amtlichen

KoJtenschätzung maßgeblichen Fassung zunächst eine Beseitigungspflicht binnen sechs Mo-

naten nach Inkraftreten der Anderungen und die mögliche Zulassung von Ausnahmen für je-

weils weitere sechs Monate vorgesehen.

Der Normbefehl leidet bereits rechtssystematisch daran, dass er für den Beginn der Beseiti-

ounosoflicht das Einsetzen des Datums des ersten Tages des auf die Verkündung (wohl des

;;;ii";fi;" Cesetzentwurfs) im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin folgende-n Kalender-

ifires"vorsieht, obwohl $ 81 Bauo Bln die Frage des Bestandsschutzes in genereller Form re-

gelt.
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Unabhängig davon kann eine Umsetzung des Normbefehls sowohl in Abhängigkeit vom Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Anderungsgesetzes als auch im Falle eines Wiederholungsantrags
von der Dauer der bisher gewährten Ausnahme von der Beseitigungspflicht unmöglich sein:

Zwar sind der Zeitpunkt der Verkündung des GE sowie sein Inkrafttreten (vgl. Art. 4 GE) unge-
wiss. Es ist aber möglich, dass dieser Zeitpunkt auf ein Jahresende fällt. Da die Beseitigung von
Werbeanlagen nach derzeitlichen Bestimmung im GE bereits zu Beginn des folgenden Kalen-
derjahres erfolgt sein muss, kann die Befolgung des Normbefehls ggf. bereits faktisch unmög-
lich sein, weil die Beseitigung einer Werbeanlage häufig handwerklichen Sachverstand, den
Einsatz von Spezialwerkzeugen einschließlich der Hinzuziehung Dritter und mithin regelmäßig
einer gewissen Vorbereitungszeit bedarf.

Entsprechendes gilt in dem vom GE vorgesehenen Fall, dass ein für eine werbeanlage veran!
wortlicher eine Hinausschiäbung der für die Beseitigung einer Werbeanlage maßgeblichen Frist
beantragen möchte. Der GE sieht dafür vor, dass der Antrag spätestens zwei Monate vor Ablauf
der maßgeblichen Beseitigungsfrist zu stellen ist.

Für den Fall, dass der vorliegende GE zwischen November und Dezember in Kraft tritt, scheidet
eine rechtzeitige Beantragung einer Ausnahme von der Beseitigungsfrist aus.

8. Abwicklung eingeleiteter Verfahren (g 89 BauO Bln)

Der Anderungsbefehl zu der vorgesehenen Anderung von g 89 Bauo Bln ist unvollständig. Da-
nach soll in dem Paragraphen ein satz 3 angefügt werden. Allerdings besteht g g9 Bauo Bln
aus sechs Absäizen, eine Bezugnahme auf einen der Absätze fehlt jedoch.

In der Sache soll sich die Ergänzung der Übergangsvorschrift nach der Begründung offenbar
auf vor dem Inkraftreten der hier geänderten Vorschriften der BauO Bln eingeleitete Verfahren
für Werbeanlagen beziehen, die nach neuem .Recht nicht mehr genehmigungsfähig wären und
betrift damii $ 89 Abs. 1 BauO Bln.

lll. Rechtliche Bewertung von Artikel 1 des Gesetsentwurfs (WerbeFG)

Den rechtlichen Mängeln des Artikel 1 des Gesetzentwurfs lässt sich teilweise durch Auslegung
begegnen, teilweise sind aberauch hier Verstöße gegen höherrangiges Recht festzustellen.

1. Reichweite des Werbeverbots (,,in" und ,,an", g 3 Abs. I ; S 4 WerbeFG)

$ 3 WerbeFG statuiert ein grundsätzliches Werbeverbot in bestimmten öffentlichen Einrichtun-
gen, von dem nach der Gesetzessystematik in $ 4, differenziert nach der Art der öffentlichen -

Einrichtung, teilweise Ausnahmen möglich sind. Während das Werbeverbot nach g 3 WerbeFG
in den genannten Einrichtungen gelten soll, knüpfen die Ausnahmetatbestände in S 4 WeibeFG
überwiegend an Werbung oder Werbeanlagen an bestimmten Einrichtungen an.

Mit Ausnahme des Werbeverbots in Schulen betreffen die Ausnahmetatbestände des S 4
WerbFG überwiegend Werbeanlagen (Werbung) an öffentlichen Einrichtungen und Hoähschu-
len. Sie sehen damit - begrifflich differenziert - Ausnahmen von einem Verboi vor, das so nicht
ausdrücklich angeordnet ist, denn das werbeverbot nach S 3 Abs. 1 werbeFc gilt für werbung
und Sponsoring in öffentlichen Einrichtungen und Hochschulen.

Jedoch wird hier den fraglichen Vorschriften im Wege der Auslegung (noch) der Regelungsge-
halt entnommen werden körinen, dass das Werbeverbot in öffentlichen Einrichtungen die Ge-
samtheit der jeweiligen Einrichtung einschließlich ihrer Außenflächen erfasst:
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Dafür spricht zunächst der Aufbau der aufeinander bezogenen Verbots- und Ausnahmerege-

l";g;;;h"t. Daiüber hinaus entspricht eine we-ite Auslegung der Verbotsregelung dem mit

aä,iäi 
"arf"fgten 

Ziel, die Außenwerbung im öffentlichen Raum deutlich zu reduzieren. Dem

*urO" es wideisprechen, für Innenbereichä offentlicher Einrichtungeh ein weitreichendes Verbot

""" 
w"Är"s und sponsoring vorzusehen, die Außenbereiche jedoch gänzlich von dem verbot

auszunehmen.

Demnach dürfte noch vertretbar davon auszugehen sein, dass - für die potentiellen Rechtsan-

;il;;;;;ä;htsunterworfenen erkennbar lvon dem Werbeverbot in öffentlichen Einrichtun-

ä"n ,no no"6."hulen alte Flachen auf dem Gelände, einschließlich an den Außenflächen und

Fl:i"n"n etwa auf Höfen, dieser Einrichtungen erfasst sein sollen'

2. Omnibus-Bahnhof und Fernbahnhöfe ($ 4 Abs' 1 Nr' 4 und 5 WerbeFG )

Die in.s 4 Abs. 1 Nr. 4 und 5 werbeFG vorgeseheneri Au-snahmemöglichkeiten sind teils nicht

rti6iö, soweit sie Werbung an BahnhöfeÄ und Haltestellen des öffentlichen Personennahver-

kehrs (ÖPNV) betreffen.

S 4 Abs. 1 Nr. 4 und 5 WerbeFG lassen in öffentlichen Einrichtungen, bei rein komm-ezieller

ü,"f;""g;iii"iJiiuÄä"ntt"". ein Jahr, Ausnahmen von dem werbeverbot des g 3 werbeFG

u.". iUi ,"Gr6""nlagen an Bahnhofen uni Haltestellen des ÖPNV'zu Eine entsprechende

Är.n"nt"r"g"f unglnthält 
"r"n S f O nu"' 1 !r 7-1nd. e BauO Bln EF' Darüber hinaus sieht

;;;ä;"i;";"tnurr'in S ro nu". r "Nt. 3 Bauo Bln EF eine ünbefristete Ausnahme fürWerbean-

ö";;ü;5;fi1ntu örtri"nr"it"n iu,a. rtugptatze) vor, soweit sie nicht in die freie Landschaft

wirken.

DieseVorschrifteneMeckenzunächstdenirreführendenEindruck,dassdurchdasWerbeFG
im Grundsatz jegliche kommerzi"rr" W"iurng an Bahnhöfen in Berlin beendet werde (unten a))'

2r, 
""J"r*',si6t 

es einen pätentielten weri-ungswiderspruch bei der Behandlung des Zentra-

E" ör"iirrrännhofes und etwaiger anderer Fernbusbahnhöfe (unten b)).

a) Fern', Regional- und S-Bahnhöfe

IndemderEntwurfdesWerbeFGAusnahmenvomWerbeverbotan"Bahnhöfen.:desÖPNV
zulässt, e*eckt erden rinirircf, c"t. oort g,.unO.ätzlich das strikte Werbeverbot des S 1 Abs

1 WerbeFG gitt. In der s"g;"J;'tg ;iro zusätztich erläutert, dass das Verbot. an Bahnhöfen

..insbesondere der BVG., g"lt"n ,oil; J"rnit *iro ausdrücklich eine Anwendbarkeit des Geseizes

äuf andere Bahnhöfe als die der BVG suggeriert'

Dies ist insofern irrefÜhrend, als sämtliche Fern-' Reqional- und S-Bahnhöfe im Land Berlin in

der Zuständigkeit und dem L,g""ilO;|. Oeutsihen*Bahn AG liegen, so dass das WerbeFG

schon nach seinem Anwenduigsbereich (S 3 Abs l Nr' 1) dort nicht gilt Da hiervon eln ganz

erheblicher Teil Oer sannn# ii e;fin-u"äoff"n ist, stellt die Formulierung in der Begründung

die zu erwartenden Auswirku-nie" Jä" ä"rlü"r in nicht unwesentlichem umfang unzutreffend

dar. Eine irreführende A"g;;;;;"th"ltende Begründung zu abstimmungsrelevanten Tatsachen

wird dem formelten a"grunJ;gJ;;"rJ"rr. 
-"J 

5l + _s"tt 
2 Abstc nicht gerecht (BlnVerfGH'

Urteil vom l3.Feburar 2013 - VerfGH 32112; juris' Kn 53)'

b) Zentraler Omnibusbahnhof und Fernbahnhöfe

Es ist zunächst davon auszugehen, dass sich die genannten Ausnahmeregelungen nicht auf

. den Zentraten omniousuanit;i iiöä1, .inur 1007"igen Tochter der BVG, und seine Haltestel-

ten beziehen. Denn die e";;härÄ*b"tÄff;nä"n Äu"rirnr"iatbestände sollen nur für den oPNV

g;it""l*äÄr""0 der Zentrale omnibusbahnhof dem Fernverkehr dient

DerGE|ässtwedererkennen'warumAusnahmenvomWerbeverbotfürdenomnibusbahnhof,
der Bahnhöfen und HattestJttän'Jes ottentticnen Personennahverkehrs vergleichbar ist, ausge-
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schlossen sein sollen, noch warum bestimmte Örtlichkeiten, wie etwa ebenfalls für den Fernver-
kehr bestimmte Flugplätze ganz vom Werbeverbot ausgenommen sind. Allerdings wird dadurch
ausschließlich das Land Berlin, als Eigentümer und Betreibei des ZOB, selbst bänachteiligt.
Möglicherweise handelt es sich hier um ein Redaktionsversehen.

3. Voraussetzungen für Transparenz (g 5 Abs. 2 WerbeFG)

a) Bestimmtheitsgebot

. Der Gesetzentwurf ist.an den Grundsätzen der Normenklarheit und Normenbestimmtheit zu
messen, welche die verfassun-gsgerichtliche Rechtsprechung spezifisch zu Volksgesetzentwür-
fen ausgeformt hat. Danach dürfen Volksgesetzentwürfe ins6esondere nicnt wesäntiicne Rege-
lungen und ihre Grenzen im Unklaren lassen. Sie dürfen ferner nictrt,,in sicfr wiOeÄfrucnsvott
sein". Sowohl im Interesse der Rechtsanwender wie der Rechtsunterworfenen aarf äie Syste-
matik eines Gesetzes keine gedanklichen Brüche aufweisen; es soll klar erkennbar sein,-welche
Vorschriften im Ejnzelfall gelten sollen oder welchen von ihnen der Vorrang zutommen soll (vgl.
staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen, 14.o2.2ooo - st 1/99 - lriii Än. sö n.; eavä;_
scher Verfassungsgerichtshof, 13.04.2000 - vf. 4-tx-00 -, juris Rn. r+s n, jeweiis m. *. r.r.). o",
Regelungsgehalt eines Gesetzentwurfs muss deshalb im üVorflaut einen firaren Äusoiucr nn-
den. Die einem "durchschnittlichen-stimmberechtigten" mögliche Interpretationsleistung bildet
dafür.den Maßstab. Dies gilt j'denfalls hinsichtlichder spezlfisch rur oie g"setzgeüeriscrre wir-
lensbildung wesentlichen Umstände.

AllgemeiR soll das Bestimmiheitsgebot sicherstellen, dass die gesetzesausführende Verwaltung
für ihr Verhalten steuernde und begrenzende Handrungsmaßstäbe vorfindet uno oass oie ce_richte eine Rechtskontrolle durchführen können. Der A-nlass, der Zweck und die Grenzen desEingriffs müssen in der Ermächtigung bereichsspezifisch, prbzise uno normenklai fe's-tgetegt
werden (Bverfc, 11.03.2008 - 1 BvR 2074ro5 -, juris Rn. d4). ruorr"nr.i"it"ii ,no r,,roä""nb"_
stimmtheit ermöglichen, dass die Rechtsunterwo'rfenen sich auf belastende tvtasnafi;en ein-stellen können (BVerfG, 23.02.2007 - 1 BvR 2368/06, juris Rn. 46).

Mit Blick auf die Funktionsbedingungen der Volksgesetzgebung dürfen die Anforderungen andie Entwurfsformurierung arerdings nicht uberspaint weiden, ;" d;*; g;il;;;äIuäärt""nni
sche Mängel noch hingenommen werden müssen (vgl. staatsgerichtshof der Freien HansestadtBremen, a.a.O., juris Rn. 54).

b) Würdigung des S J Abs. 2 WerbeFG

Der in $ 5 Abs 2 werbeFG enthaltene Grundsaz verlangt, dass Art und Umfang jeder finanziel-len unlerstützung staatlichen Handelns durch Dritte für d;e öffenflichteit tranipäränt-uno nach-vollziehbar sein müssen. Ausweisrich der Begründung ist dafür u. 
". ".r"ra"ri":n, 

iä.Jw"rn"_und Sponsoringvereinbarungen öffen ich geÄacht wärden müssen.

Mit..den Begriffen der Transparenz und Nachvollziehbarkeii durch die öffen ichkeit in seinerpolitischen Bedeutung ist entgegen den Ausführungen in der eegrunounj n-i;i'.*nö"no 
"in"Rechtspfricht zur Veröffenflichung bestimmter unte;ra;;n verb*io"n. o"in ir*rp"iJr, ,noNachvollziehbarkeit für die Öffentlichkeit kann 

"u"n 
gäwährt"istet werden, ohne sämfliche wer-be- und sponsoringrelevante Sachverhalte generell örOiif, ,u machen.

In diesem sinne unterscheidet zunächst bereits das Informationsfreiheitsrecht zwischen - inbeiden Färren frei zugängrichen - Informationen, die a|jemein zugängrich zu machen sind undsolchen, die im lnternet zu veröffentlichen sina 1vgl,g ii Äbs. 2 Informationsfreiheitsgesetz desBundes; g 17 Abs. 5 Berriner Informationsfreih"itö"iJi Ärrg;;";ö'.öffi1:ii'iä"0"_
renz) ist dabei hergestert, wenn eine unoestimmte"Mehlrhr ;;; ä;;";;;nä"'iln'i"ri"irig""lnformationen Kenntnis nehmen kann. Dies r""n är"r, ä"i"n Ausrage oaer orrcrr Äu'sir'äng er_folgen (Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, z. Ärn-1, s r r, Rn. 46 f., Rossi, Informationsfrei-
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heitsgesetz, zu $ 11, Rn. 26 ff.). Mit der Vorgabe,.Unterlagen allgemein zugänglich zu machen'

i"t "nüiao," 
pni""nt veruunoen,'äie netroffenän Unterlagen-auf Verlangen vozulegen und damit

h;;;;"1 zu machen. Eine - möglicherweise nach der Begründung angestrebte - allgemeine

ü"rpäi.ftir"g trr Veröffentlichung ion Unterlagen im lnternet oder anderswo, kann daher dem

Wortlaut nicht entnommen werden.

Diesgi|terstrechtfürdieVeröffentlichungkonkreterWerbe.undSponsoringvereinbarungen.
;;;;;&;;" sich auch keine ieringeren"Anforderungen an die Normenklarheit daraus, dass

.i"tr J"i rr"nrpar"nrgrunos"ü pririar an die Verwaliung richtet. Denn einerseits soll die vorge-

.!1""ä ri"""p"i"n, ä", Orär'tr'i"r.r"it und damit der Allgemeinheit dienen, bei der mit dem GE

und seiner Begründung eine - *iOersprUchliche - Erwartungshaltung geweckt wird' Denn mit

;;; Ää;t""g üirJ auslweisticn Oei eegrunoung der über den Wortlaut der Vorschrift hinausge-

hende Eindruck erweckt, 0"." tit O"rh"gelurig eine Veröffentiichung aller Werbe-.und Spon-

;;ü;;"i;;;rrng"n u"=r""t i uuiiJ, r"Ä", ,ären von der veröffenlichung der werbe- und

sponsoringvereinbarungen auin aie weruenden und sponsoren unmittelbar betroffen, ohne

Jä"" oä, de insoweit ait Gesetzeszweck orientierie datenschu2rechtliche Einschränkungen

;;u;f*s ;;r Veröffentlichungspflicht enihielie Ein derari weitgehender Zweck kann der

Vorschrift jedoch nicht entnommen werden.

Insgesamt ist daher unklar, welche konkreten Pflichten zur Veröffentlichung sich aus $ 5 Abs' 2

it;il;Fc ergeben und wie Jiese rhit den allgemeinen Vorschriften des Landesrechts zum In-

iorrn"ilon"rui"ng in Einklang zu bringen sinä. Jedenfalls erweckt die Begründung den Ein-

druck, der Ariwenlungsbere[h der Vorschrift sei wesentlich größer, als er es tatsächlich ist'

Die Regelung in Verbindung mit ihrer BegrÜndung. verstößt daher gegen das Bestimmtheitsge-

Uoi unJin,' ülrigen gegen däs Begründungserfordernis des S 14 Satz 2 Abstc.

4.VerordnungsermächtigungfürSonstigeZuwendungen($7Nr.3WerbeFG)

$ 7 Nr. 3 WerbeFG enthält eine Verordnungsermächtigung an den Senat zum Erlass von Vor-

lcnrnen über das Verfahren für die ,,Entgegennahme sonstiger ZuwglOaunggn" Die Regelung

uäritOßt g"g.n das KonkretisierungJgebät äes nrt 64 Abs. 1 g.atz 2 VvB. Dänach müssen In-

halt, Zweik-und Ausmaß der erteilten Ermächtigung im Gesetz bestimmt sein.

Eine in diesem sinne hinreichend bestimmte Ermächtigungsgrundlage setzt voraus, dass die

übertragenen Kompetenzen nach Tendenz und Programm so genau umrissen sind, dass schon

aus Jer"f rmacfrtigung erkennbar und vorhersehbar ist, was den Bürgerinnen oder Bürgern ge-

ö"ngn". .rf a.rig"seii soll (vgl. BVerfGE 58, S. 257 ! .,?tll.Dem Konkretisierungsgebot des

Ärt. O+ nn". I S;tz 2 VvB wird nicht genügt, wenn nicht mehr vorauszusehen ist, in welchen

Fällen und mit welcher Tendenz von-der Ermächtigung Gebrauch gemachi werden wird uhd

welchen Inhalt die zu erlassende Rechtsverordnung haben kann (Verfassungsgerichtshof des

landes Berlin, LVerfGE 14, S. 63 ff., 70). Dabei braucht der Gesetzgeber Inhalt, Zweck und

Äu"r"ß der Ermächtigung nicht ausdrücklich im Gesetz zu bestimmen. Vielmehr.ge1en auch

iä Oi" f nGrpr"t"tion vön Ermächtigungsnormen die allgemeinen Auslegungsregeln. Der Sinn-

,urärr"nÄ"ng der Norm mit andären Vorsbhriften, das Ziel, das die gesetzliche Regelung

insgesamt verfölgt, und die Entstehungsgeschichte können zur Auslegung herangezogen wer-

den (BVerfGE, a.a.O.).

Diesen Anforderungen an die Konkretisierung von Ermächtigungsnormen wird $ 7 Nr. 3 Wer-

beFG nicht gerecht:

Der Gesetzeswortlaut enthält lediglich eine Ermächtigung an den senat durch Rechtsverord-

"*g Voi""f'rift"n über das Verfahren für die Entgegennahme sonstiger Zuwendungen zu er-

iassän. tn der Begründung zu dieser Vorschrift wird er1äutert, dass unter diesen Zuwendungen

Spenden und dai Mäzenatentum verstanden werden sollen
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Da es dem Gesetzentwurf jedoch im übrigen an jedwedem Anknüpfungspunkt zu zuwendun-
gen fehlt, steht diese Regelung in dem Entwurf isoliert als Fremdkörpei da. Daran ändert auch
die Konkretisierung der sonstigen Zuwendungen in der Begründung nichts. Etwas anderes
ergibt sich zunächst nicht aus S 5 Abs. 2 werbeFG. Danach müssen Art und umfang jeder fi-
nanziellen Unterstützung staatlichen Handelns durch Dritte für die öffentlichkeit traniparent und
nachvollziehbar sein. Die Begründung stellt allerdings auch insoweit ausschließlich einen Bezug
zu Werbung und Sponsoring her.

Etwas anderes ergibt sich femer.nicht aus dem sonstigen sinnzusammenhang des GE. Nach
seiner Bezeichnung handelt es sich bei dem Artikelgeietz um ein Gesetz zur äegulierung von
werbung in öffentlichen Einrichtungen und im öffenilichen Raum. Durch Art. 1 (G-esetz zur Re_
gulierung von Werbung und Sponsoring in öffentlichen Einrichtungen) wird der Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes auf sponsoring ausgedehnt (s. a- g 2 Nr. 2 unä g 3). Nach g 1 werbeFG
besteht der Zweck des Gesetzes in der Wahrung der Neulralität des Stäaies und äem Schutz
der 

-Bevölkerung 
und des Einzelnen vor Belästigung und Beeinflussung durch werbung in öf-

fentlichen Einrichtungen. Die Artikel 2 und 3 des Gesetzes betreffen Anderungen der Blauord-
nung Berlin (BauO Bln) und des Schulgesetzes für das Land Berlin.

Diese Zielrichtung des Gesetzentwurfs entspricht auch der Darstellung durch die Trägerin auf
der Unterschriftenliste und ihren Werbekarten. Danach ist Ziel der Geietzesinitiative,iie Au-
ßenwerbung im öffentlichen Raum deutlich zu reduzieren. Der stetigen Kommerzialisierung des
öffentlichen Raumes solle mit dem neuen werbegesetz entgegengetreten werden. Dies giit
auch für den lnternetauftritt der Trägerin unter www.berlin-werbefrei.de, der sich zum umgang
mit Zuwendungen nicht verhält. Vielmehr erscheint diese Ermächtigungsgrundlage in g 7 Nr. 3
WerbeFG unvermittelt, ohne einen Bezug zu den sonstigen Vorschriften des GeJetzentwurfs
aufzuweisen.

Mangels eines Bezugspunktes für zuwendungen in den weiteren Regelungen des Gesetzent-
wurfs bleibt offen, mit welcher Zielrichtung ein Verfahren zur Entgegennahme sonstiger Zuwen-
dungen geregelt werden soll. Der Regelungsgehalt der Ermächtigungsgrundlage für den Erlass
einer Rechtsverordnung zu verfahrensvorschriften für die Entgegennahme sonstiger Zuwen-
dungen kann sich den Bürgerinnen und Bürgern daher nicht erschließen.

selbst wenn man unterstellen würde, dass die verordnungsermächtigung in S 7 Nr. 3 werbeFc
für sich genommen ausreichend ist, wäre die Regelung wegen Versloßes gegen das ,Koppe-
lungsverbot" (siehe dazu eingehend oben unter l.) unzulässig. Denn die Regelung ,,sonstiger,,
Zuwendungen an das Land Berlin steht nicht in einem sachlich-inhaltlichen Zusammenhang mit
Regelungen über Werbung im öffentlichen Raum.

5. lnkrafüreten (g 8 WerbeFG)

Der Regelungsgehalt der Vorschrift ist mit der Inkrafttretensregelung in Artikel 4 des GE iden-
tisch und ist rechtssystematisch entbehrlich.

. lV, Artikelübergreifende Fragen

1. Widerspruchsfreie Begriffsverwendung:,,Werbung., -,,Werbeanlagen,,

Zweifel können daran bestehen, ob die Vemendung der Begriffe ,,Werbüng. und ,,Werbeanlan-
gen" im Gesetzentwurf widerspruchsfrei ist:

während das in Art. 1 des GE geregelte werbefreiheitsgesetz (werbeFG) dem schutz der Be-
völkerung und des Einzelnen vor Beeinflussung und vor Belästigung durch "werbung', in öffent-
lichen Einrichtungen dienen soll (vgl. g 1 werbeFG), soll durch Art. 2 GE mit der Andlrung der
BauoBln ein Konzept für ,,werbeanlagen' im öffenflichen Raum geschaffen werden, das einer
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Verunstaltung des öffentlichen Raumes durch die massive Zunahme und neue Formen der

w"rrr"ää"tö"g"nwirkt (vgl. Begründung B) t.). Dabei.sind unter werbeantagen i.s.d. BauO

äin ir rrü"ruÄ'tfiönen ortsielte nit"g"n ti versiehen, die - ohne selbsi Werbung zu sein - als

irager,.nejium rür werbung dienenl Demgegenüber betrifft das werbeFG die konkrete wer-

Uun"g-in öffenttichen Einrichlungen, die ggf. über Werbeanlagen vermittelt werden.

Dabei bezieht sich das werbeverbot im werbeFG grundsätzlich auf den in $ 2 Nr' 1 WerbeFG

[..ra"mi"rt"n Beqriff der,,Werbung", während dal Verbot in der BauO Bln an den in S 2 Abs'

;ää;;ö ä;;"s de tuisnär s 1o A6s. 1 BaüO Btn) definierten Besriff der ,,Antasen der. Au-

ßä*"rbrng qwerbeanlagen;; anknüpft. Jedoch wird diese Begriffsverpendung im WerbeFG

ni"trt 
"inn"n]iön 

durctrgehätten. Vielmehr werden in S 4 Abs. 1 WerbeFG - trotz des Bezuges zu

ä"r W"rO"u"rOot im Sinne des g 3 Abs. 1 Nr. 1 WeibeFG - Ausnahmen von diesem Verbot für

,,Werbeanlagen" geregelt.

Der Gesetzentwurf erweist sich insoweit wohl noch als widerspruchsfrei, jedenfalls kann die

Widerspruchsfreiheit durch Auslegurlg hergestellt werden'

so kann $ 4 WerbeFG im Wege der Auslegung der Regelungsgehalt entnommen werden, dass

ii"tt oi" uärg"."henen Ausnaimemöglichkeiten auf Werbung im Sinne des Werbeverbots nach

tä Ä;". 1 lir. 1 WerbeFG beziehen. bie Annahme eines entsprechenden gesetzgeberischen

üvillens wird auch durch die Begründung des GE zu den Ausnahmen nach S 4 WerbeFG ge-

stützt. Fürsämliche Ausnahmeltatbestä;de, die in g 4 Abs. 1 WerbeFG an ,Werbeanlagen"

"nfnUpt"n, 
iindet diesär Begriff in der Begründung keine durchgängige Verwendung,.sondern

wird aüf die Möglichkeit, ,Werbung" in den jeweiligen Bereichen zuzulassen, abgestellt.

Unabhängig davon.lässt sich die skizzierte begriffliche Unstimmigkeit auch auflösen, jndem man

"Werbeania-gen' 
im Kontext des WerbeFG als Unterbegriff von ,,Werbung" auffasst. Verboten

wäre dann nicht das bloße Aufstellen von Werbeanlagen, sondern erst das Bespielen mit Wer-

;+Lk;i;" oder anderer ,,Weibung". ,,Werbeanlage" iäre im Kontext der der Ausnahmetatbe-

stdnde des S 4 Abs. 1 WerbeFG also nur eine verkürzte Ausdrucksweise für "Werbung 
in orts-

festen Werbeanlagen".

lm Ergebnis kann daher davon ausgegangen werden, dass die ,,werbeanlagen" nennenden

Ausnähmetatbestände des 5 a nbs. t Nr.1, 4 und 5 WerbeFG - für die Betroffenen erkennbar

- für dem werbeverbot im sinne des $ 3 Abs. 1 Nr. 1 WerbeFG unterfallende werbung in öf-

fentlichen Einrichtungen gelten sollen, und dass es dort neben der gegebenenfalls erforderli-

chen baurechflichen 
-Genähmigung 

der Werbeanlage im Einzelfall einer Zulassungsentschei-

dung der Einrichtungsleitung bezüglich des konkreten Werbeinhaltes bedarf'

2. Regelungsmaßstab für Sportstätten und u'a'

Der Gesetzentwurf sieht qowohl in Art. 1 als auch in Art. 2 Ausnahmeregelungen für Sportstäl

ten und Sportanlagen vor. Nach $ 4 Abs. 1 Nr. 3 WerbeFG sind Ausnahmen für das Sponsoring

von sportstätten mogticn. $ 10 Abs. 1 Satz2 Nr. 3 BauO Bln EF enthält eine Ausnahme von

unzulässigen Werbeanlagen für Sportanlagen.

a) Begriffsverständnis von Sportsläffen und Spoftanlagen

lnsoweit ist zunächst eine unterschiedliche Begriffsverwendung in den beiden Gesetzen festzu-

itellen, ohne dass aus dem Wortlaut oder der Begründung zu den Vorschriften ein differieren-

dei Begriffsinhalt erkennbar wird. Vielmehr lässt sich aus dem Hinweis auf 'Bandenwerbung 
in

Sporträtt"n" in der Begründung zu g i0 Abs. 1 Sa:g2 Nr..3 BauO Bln EF darauf schließen,

däss beide Begriffe synonym vÄiweÄdet werden. In diesem Fall empfiehlt sich ein einheitlicher

öpiacngeUrauöh' in nnlehnung an den bisherigen Sprachgebrauch in der BauOBln (Sportanla-

gen).

Seite 19 von 26



b) Bestimmtheitsgebot

Zu den Anforderungen an die Normklarheit von Volksgesetzentwürfen wird auf die Ausführun-
gen unter C.lll.1 . verwiesen. lm Hinblick auf diese Grundsätze könnten Zweifel an dem Zusam-
menwirken der Regelungen zu Sportanlagen im GE bestehen:

Aus. der Ausnahmeregelung in $ 10 Abs. i satz 2 Nr. 3 Bauo Bln EF und der Begründung dazu
ergibt sich, dass für Werbung auf Sportanlagen eine Ausnahme vom Verbot der Außenwerbung
gelten soll, ohne dass diese Regelung eine ausreichende Entsprechung in den Ausnahmetaf
beständen des S 4 Abs. 1 bis 3 WerbeFG findet.

Eine entsprechende Ausnahmemöglichkeit ergibt sich insbesondere nicht aus g 4 Abs 1 Nr. 3
werbeFG, da diese nur das sponsoring u.a. von sportstätten betrifft, und werbung nicht er-
fasst. Eine (umfassende) Entsprechung-zu der für Sportanlagen in der Bauo Bln EF vorgese,
henen Ausnahme ergibt sich auch nicht aus der Ausnahmeregelung in $ 3 Abs. 2 sau2wer-
beFG, die werbung in Räumen, die Dritten zur Nutzung überlassen werden, vom werbeverbot
in öffentlichen Einrichtungen, Schulen und Hochschulen ausnimmt. Bei Räumen handelt es sich
nach der Begründung des GE um Räumlichkeiten in öffentlichen Einrichtungen wie beispiels-
weise sälen oder Messeständen auf der Messe Berlin. Nach seiner systematik und Begrün-
dung werden SportpläDe unter freiem Himmel daher von der Ausnahmeregelung nicht erfasst.
Die Ausnahmeregelung für Räume in S 3 Abs. 2 Satz 2 WerbeFG kann demnach - auch bei
einem weiten Verständnis von ,Räumen" - nur für Sporthallen gelten.

Daraus folgt, dass Werbung zwar auf öffentlichen Sportplätzen (etwa dem Olympiasladion) un-
zulässig sein soll, aber auf privaten (etwa einem künftigen Hertha-stadion) weiterhin erlaubt
bliebe. Hierin liegt kein logischer Widerspruch, es kommen aber unterschiedliche Wertungen für
verschiedene Bereiche zum Ausdruck.

Entsprechendes.gilt für die weiteren vom GE in g 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauO Bln EF erfassten
Örtlichkeiten wie Flugplätzen, Versammlungsstätten und auf Ausstellungs- und Messegeländen.
Insoweit ist nach $ 3 Abs- 1 Nr. 1 WerbeFG ein weites, von der Rechtsform unabhängiges, Be-
griffsverständnis von öffentlichen Einrichtungen zugrunde zu legen.

Sofdrn sich für diese öffentlichen Einrichtungen nicht eine Ausnahme vom Werbeverbot aus g 3
Abs. 2 Satz 2 WerbeFG ftlr Dritten zur Nutzung überlassene ,,Räume" ergibt, sehen die Aus-
nahmemöglichkeiten nach $ 4 WerbeFG keine g 10 Abs- 1 Satz 2 Nr. 3 BauO Bln EF entspre-
chenden Ausnahmetatbestände vor (2.8. keine Werbung auf Außenflächen von Ausstellungs-
und Messegeländen (vgl. Begründung A) ll. zu S 3 Absatz 2 Satz 2).

Festzuhalten ist, dass die Regelungen zu Sportstätten im GE zwar gewisse Unstimmigkeiten
aufiareisen. Sie sind aber im Ergebnis nicht unbestimmt oder widersprüchlich.

3. Beschwerdestellen, DatenschuE (g 6 und 7 Nr. 2 WerbeFG, g f0 Abs. 6 BauO Bln)

Die Regelungen über die Einrichtung von zentralen Beschwerdestellen erfüllen nicht die verfas-
sungsrechtlichen Voraussetzungen an die Zuweisung von Zuständigkeiten in der Landesverwal-
tung.

S 6 WerbeFG und $ 10 Abs. 6 BauO Bln EF beschränken sich auf die Vorgabe zur Einrichtung
zweier - mit einem Auskunftsrecht ausgestatteten - Zentraler Beschwerdestellen (Beschwerde-
stelle ,,Werbung" und Beschwerdestelle ,,Außenwerbung") zur Entgegennahme von Beschwer-
den wegen Verstößen gegen dieses Gesetz, zur Klärung der Sach- und Rechtslage und dem
Ausspruch einer Empfehlung an die zuständige Stelle; Regelungen über das Verfahren der

' Aufgabenerfüllung der Beschwerdestelle sollen nach S 7 WerbeFG einer Rechtsverordnung des
Senats vorbehalten bleiben. In Art. 2 des GE fehlt eine Verordnungsermächtigung, und das
Verhältnis beider Beschwerdestellen zueinander ist unklar.
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Unabhängig von den Anforderungen an die Einrichtung eines Behördenteils (,,Stelle") wider-
sprechen die Regelungen den Vorschriften über die Zuständigkeitsabgrenzungen in der Verwal-
tung. Denn sie lassen die Bestimmung der Zuständigkeit für die neue Aufgabe der Beschwer-
destellen offen.

a) ZuordnungzurmittelbarenStaatsverwaltung?.

Zunächst scheidet eine Zuweisung der Aufgaben einer Zentralen Beschwerdestelle an die mit-

telbare Landesverwaltung (Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts)

aus. Nach dem GE soll den Zentralen Beschwerdestellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach $ 6
Abs. 3 WerbeFG und g 10 Abs. 6 BauO Bln EF ein Auskunftsrecht gegenüber den für die Ertei-

lung von Ausnahmen vom Werbeverbot zuständigen Stellen eingeräumt werden. Dies sind u.a.

n""ih 5 3 Ab". I Nr. 1 WerbeFG alle öffentlichen Einrichtungen wie die Betrörden der Hauptver-
. waltung, der Bezirke und Anstalten, stiftungen und Körperschaften des öffentlichen Rechts

selbst,lowie die für die Erteilung von Ausnahmen nach g 10 Abs. I BäuO Bln EF zuständigen

Bauaufsichtsbehörden, einschließlich der für das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung als

Oberste Bauaufsichtsbehörde.

Die Inanspruchnahme eineq Aufsichtsmittels, wie es der Zentralen Beschwerdestelle mit dem

Auskunftsrecht zukommen soll, ist jedoch nur im Verhältnis zu nachgeordneten Verwaltungs-

einheiten denkbar (vgl. $ 7 Abs. 2, $ 28 Abs. 4 Allgemeines Zuständigkeitsgeseq (AZG)). Denn

Aufsicht ist ihrem Wesen nach grundsätzlich der für die Wahrnehmung einer Aufgabe zuständi-

gen Stelle übergeordnet. Eine Ansiedelung der Zentralen Beschwerdestelle bei der mittelbaren

tandesverwaltung kommt daher schon aus diesem Grunde nicht in Betracht'

b) Zuordnung zur Hauptverwaltung oder den Bezirken?

Da es im Gesetzentwurf an einer Konkretisierung der Zuständigkeit fehlt, wäre aufgrund der

Regelvermütung in Art. 67 Abs. 2 Satz 1 VvB grundsätzlich von einer Zuständigkeit der Bezirke

aus--zugehen VvB (vgl. Musil/Kirchner, Das Recht der Berliner Verwaltung, 4. Aufl., 2017, Rn.

120). Öem steht jedoch entgegen, dass der Gesetzentwurf die Einrichtung ,,zentraler Beschwer-

desiellen" anordnet. Dies ist mit einer Aufgabenwahrnehmung durch die 12 Bezirksämter un-

vereinbar. Zwar ist nach Art. 67 Abs. 5 VvB auch die Aufgabenwahrnehmung einzelner Aufga-

ben der Bezirke durch einen Bezirk möglich. Eine solche Zuständigkeitsregelung ist nach Art.

67 Abs. 5 Satz 2 WB allerdings nur im Einvernehmen mit den Bezirken durch Rechtsverord-

nung des Senats möglich. Eine gesetzliche Übertragung einer Zuständigkeit auf einen Bezirk

scheidet aus.

Demnach könnte davon auszugehen sein, dass mit dem Gesetzentwurf eine (zentrale) Zustän-

digkeit auf der Ebene der Hauptverwaltung angestrebt werden soll. Für die.Zuordnung derZu-
ständigkeiten zwischen der Häuptverwattung unO den Bezirken bedarf es jedoch einer Abgren-

zung d-'urch die Zuständigkeitskataloge nach Art. 67 Abs. 3 Satz 1 VvB (vgl. auch $ 4 AZG). Da

es sich bei der vorgesehenen Einrichtung einer zentralen Beschwerdestelle um eine bisher

nicht bestehende Organisationseinheit mit neuen Aufgaben handelt, wäre insoweit eine Rege-

lung zur Aufnahme der Aufgabenzuweisung in den Zuständigkeitskatalog MG erforderlich, die

der Gesetzentwurf jedoch nicht enthält.

c) Datenschutz

Die Zentrale Beschwerdestelle hat nach $ 6 Abs. 2 WerbeFG die Aufgabe Beschwerden wegen

Verstößen gegen dieses Gesetz entgegenzunehmen, die säch- und Rechtslage zu klären und

eine EmpfeilJng an die zuständige Stelle auszusprechen. Eine Rechtsgrundlage zur Verarbei-

tung perionenbäzogener Daten sieht der GE nicht vor und ist auch nicht in der Verordnungser-

maäfrtigung in g 7 Nr. 2 WerbeFG angelegt, die nur das Verfahren der Aufgabenerfüllung der

Beschwerdestelle erfasst.
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Es erscheint nicht v.on vornherein ausgeschlossen, dass die der Zentralen Beschwerdestelle
zugewiesenen Aufgaben in der Regel ohne die Verarbeitung personenbezogener Daten wahr-
genommen werden können, so dass der Regelungsentwurf grundgesetzlich mit dem nach Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz sowie gemäß Art. 33 der Verfassung von Berlin (VvB)
geschützten Recht auf informationelle Selbstbestimmung vereinbar ist.

V. Mögliche Mängelbeseitigung

Wie dargelegt, verstoßen wesentliche Regelungen des Gesetzentwurfs gegen höherrangiges
Recht ($ '12 Abs.2 AbstG). Die festgestellten Zulässigkeitsmängel können entsprechend den
abstimmungsrechtlichen Vorgaben nur zum Teil durch nachträgliche Anderung des GE beho-
ben werden:

1. Voraussetungen für die Mängelbeseitigung nach g 17 Abs. 3 AbstG

Eine inhaltliche Grenze für Anderungen des dem Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens
zugrunde liegenden Gesetzentwurfs nach Antragstellung im sinne des $ 14 satz 1 Abstc folgt
aus dem in Art. 62 Abs. 3 und Art. 63 Abs. 1 der Verfassung von Berlin (VvB) normierten Erfor-
dernis einer hinreichenden Unterstützung des Gesetzentwurfs, der dem Abgeordnetenhaus zu
unterbreiten ist, sobald der Nachweis der unterstützung des Volksbegehrens erbracht ist.

Einem Volksbegehren muss insoweit stets ein Geselzentwurf zugrunOe liegen, der zweifelsfrei
von dem willen der nach Art. 63 Abs. 1 satz 1 Vvf|, g 15 Abs. 1 satz 2 AbstG mindestens
20.000 wahlberechtigten Unterstützerinnen und. Unterstü2er des Antrags auf Einleitung des
Volksbegehrens gedecK ist. Wesentliche Anderungen eines Volksgesetzentwurfs sind nach dei
stellung des Antrags auf Einleitung des Volksbegehrens daher nicht mehr möglich und unzu-
f ässig (BerfverfcH, urt. v. 13.05.2013 - 32112 - juris Rn. 75, vgl. auch die auf diesen Fall über-
tragbaren Ausführungen zur Teilunzulässigkeit eines Volksbegehrens in Rn. 79).

Die Zulässigkeit ist nur dann zu bejahen, wenn lediglich unwesentliche Bestimmungen entfallen,.
geändert oder ergänä werden und insoweit kaum Zweifel daran bestehen kann, dass ein der-
gestalt veränderter Gesetzentwurf als Gegenstand des Volksbegehrens in gleicher Weise wie
der der unterschriftensammlung zugrunde gelegte Geseizentwurf auf dem Willen der mindes-
tens 20.000 Unterstützer beruht (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 05J2.2007- 47106, juris Rn. 106;
BayVerfGH, Urteil vom 13.O4.2O00 - Vf4-lX-00, juris Rn. 173). Abzustelten ist insoweit auf den
objektivierten Willen dieser Unterstützerinnen und Unterstüt7er- lst dieser ,gemeinsame Nenner' '- \
für die Vereinigung von mindestens 20.000 Stimmberechtigten nicht mehr feststellbar, weil ein
Teil des Gesetzentwurfs wegen Verfassungswidrigkeit weggefallen ist oder durch Erklärung der
Trägerin zu ändern wäre und ein Einfluss der beanstandeten oder abgeänderten Teile auf den
Entschluss zu unterschreiben nicht unwahrscheinlich ist, fehlt es an der übereinstimmenden
Aufnahme des Gesetzentwurfs in den gemeinsamen Willen der Unterzeichnenden. Die ur-
sprüngliche Erklärung der Unterstützerinnen und Unterstützer würde dann den verbleibenden
oder geänderten Teil grundsätzlich nicht mehr abdecken.

Die vorstehend erörterte materiälle Grenze mögiicher Anderungen des GE nach der Einrei-
chung des Antrags auf Einleitung des Volksbegehrens kommt auch in $ 17 Abs. 3 AbstG -
wenngleich unvollkommen - zum Ausdruck, wonach eine Anderung des Gegenstands des
Volksbegehrens zur Beseitigung festgestellter Zulässigkeitsmängel ausscheidet. Soweit die
Behebung der materiell-rechtlichen Zulässigkeitsmängel unzulässige, weil wesentliche Ande-
rungen des GE erfordern würde, scheidet eine Durchführung des Verfahrens nach $ 17 Abs. 3
AbstG aus.
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2. Die einzelnen Mängel

Gemessen an diesem Mäßstab, ist eine Behebung der in Art. 1 GE festgestellten Mängel (s 12

Abs. 2 Abstc) im Rahmen von s 17 Abs. 3 AbstG überwiegend möglich, nicht jedoch bei Art. 2

des GE. lnsgesamt ist die Mängelbeseitigung daher nicht möglich.

a) Koppelungsverbot

Auf den festgestellten Versioß gegen das Koppelungsverbot könnte nur durch Streichung eines

Oei OeiOen tiauptartikel des GE reagiert werden. lnsoweit ist in jedem Fall von einer wesentli-

chen Anderung im Sinne des S 17 Äbs. g nOstc auszugehen. Es liegt nahe, dass viele Unter-

stützende ihre-Unterschrift aufgrund entweder des einen oder des anderen Regelungskomple-

xes geleistet haben, obwohl siä dem anderen neutral oder kritisch gegenüberstanden' Eine

Mängelbeseitigung ist daher insoweit nicht möglich.

b)AufgabenzuweisungandieBeschwerdestelle,Datenschuz(S6WerbeFG,S10
. ens. 1 Nr.6 BauO Bln EF)

Der Verstoß gegen die verfassungsrechtlichen Vorgaben des Art. 67 VvB zur Zuweisyng.vgn

Aufgaben anäiö Hauptverwaltung oder die Bezirke durch.die Regelungen Über die Einrichtung

vonlentralen Beschwerdestellen steht einer Mängelbeseitigung offen. Insofern ist die Zuord-

nunJOer ,,Zentralen Beschwerdestellen" auf einer übergeordneten Verwaltungsebene bereits im

eg ängefägt, so dass davon ausgegangen werden kann, dass eine entsprechende Konkretisie-

rung Oär Züsiandigkeit von dem mutmaßticnen Willen der Unterzeichnenden des Antrags auf

Einleitung des Volksbegehrens getragen wäre.

Das Gleiche gilt für die Anpassung oder streichung der "doppelten" 
Regelung in $ 10 Abs. 6

BauO Bln Efuhd die Klarstellung des Verhältnisses beider Vorschriften zueinander.

Die Aufnahme der erforderlichen Regelungen zum Datenschutz im Zusammenhang mit der Be-

schwerdestelle wäre - vorbehaltlich äer Aüsgestaltung - tendenziell nicht als ,wesentliche" An-

derung anzusehen, weil es sich dabei um lediglich technisöhe Regelungen handelt, die für die

UnteÄichnenden typischerweise keine ausschlaggebende Bedeutung haben dürften. Auch die

in Art. 1 $ 7 vorgesehene Verordnungsermächtigung spricht dafür, dass die Untezeichnenden
ggf. eheivon ergänzenden untergesetzlichen Regelungen für die Aufgabenerfüllung der Be-

schwerdestelle ausgehen konnten.

c) Ausnahmetatbestand für kirchliche und politische veranstaltungen ($ 4 Abs. 1

Nr. 4 WerbeFG)

In $ 4 Abs. 1 Nr. 4 WerbeFG könnte klargestellt werden, dass auf entsprechende Veranstaltun-

gei bezogene Ankündigungen von vornherein nichi unter das Werbeverbot des S 3 fallen

idurch Stieichung der Worte ,,kirchliche und politische" oder auf andere Weise). Diese Anderung

wäre unwesentlich und damit zulässig.

d) Klarstellung zu Bahnhöfen und ZOB (S 4 Abs' 1 Nr' 4, 5 WerbeFG)

Auf die Unstimmigkeit beim Umgang mit dem ZOB könnte durch unwesentliche Anderung des

GE reagiert werdän. Der Aufnahme einer klarstellenden Regelung- über den Umfang der Aus-

nahmefigelungen im Hinblick auf den Zentralen Omnibusbahnhof oder den OPFV insgesamt

kommt aufgrund der Singularität des ZOB keine wesentliche Bedeutung zu'

Das Gleiche gilt für eine Anderung der der Begründung des GE mit dem Ziel, die unanwend-

barkeit des WerbeFG auf S-, Regional- und Fernbahnhöfe klazustellen'
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e) Transparenz, Veröffentlichungspflicht (S 5 Abs. 2 WerbeFG)

Der Verstoß der Regelungen zu Transparenz und Veröffentlichungspflichten gegen das Be-
stimmtheitsgebot und das Begründungserfordernis könnte möglicherweise durch Präzisierung
und Ergänzung der Vorschrift und ggf. zusätzlich eine Anderung der Begründung behoben wer-
den, indem Umfang und Ausgestaltung der Veröffentlichungspflicht näher geregelt und/oder
erläutert wird. Ob dies zu ,,wesentlichen" Anderungen des GE führen würde, hängt von der kon-
kreteä Umsetzung ab und kann daher hier nicht abschließend beurteilt werden. Würde aller-
dings die Regelung erhalten bleiben und ggf. sogar ausgebaut werden, könnte insoweit wiede-
rum das Koppelungsverbot (vgl. oben l.) berührt sein.

0 Uerordnungsermächtigung (g 7 Nr. 3 WerbeFG)

Der Verstoß gegen das Konkretisierungsgebot des Art. 64 Abs. I satz 2 VvB durch die Verord-
nungsermächtigung an den senat zum Erlass von Vorschriften über das Verfahren für die ,,En!
gegennahme sonstiger Zuwendungen' in $ 7 Nr. 3 werbeFG ließe sich beheben, ohne von ei-
nem entgegenstehenden willen der unterstützenden ausgehen zu müssen. Dies folgt daraus,
dass es dem Gesetzentwurf jenseits der Regelung zur Verordnungsermächtigung an jedwedem
Anknüpfungspunkt zu Zuwendungen fehlt, und sein Ziel auch nach der Darstellung der Trägerin
auf der Unterschriftenliste und ihren Werbekarten darauf gerichtet ist, Außenwerbüng im öffent-
lichen Raum deutlich zu reduzieren. Der mutmaßliche Wille der Unterstützenden dürfte daher
darauf gerichtet sein, mit ihren Unterschriften eine Zurückdrängung von Werbung und Sponsö-
ring in öffentlichen Einrichtungen sowie von Außenwerbung im öffentlichen Raum zu befördern.
Die Schaffung einei rechtlichen Grundlage zur Regelung des Verfahrens für die Entgegennah-
me sonstiger Zuwendungen dürfte dagegen nicht ihrem Eruvartungshorizont entsprechen. Eine
Streichung der Verordnungsermächtigung in g 7 Nr. 3 WerbeFG käme daher als zulässige
Mängelbeseitigung nach $ 17 Abs. 3 Abstc in Betracht, nicht aber eine Ergänzung des Wort-
lauts des Volksbegehrens um zusätzliche Regelungen zu Zuwendungen oder gar einer ent-
sprechenden Anderung der Gesetzesbezeichnung.

S) Verständnis von ,,öffenttichem Verkehrsraum" (g 2 Abs. 13 BauO Btn)

In der Begründung des GE könnte klargestellt werden, dass Werbung im Inneren von Gebäu-
den nicht ,,Außenwerbung" im Sinne des Gesetzes ist, um eine etwaige lrreführung über den
Inhalt des vorgeschlageneh Gesetzes gemäß $ 2 Abs. 13 BauO Bln EF auszuschließen. Diese
Anderung wäre unwesentlich, da ohnehin nicht recht klar ist, auf welche konkreten Gebäude
sich die missverstaindliche Formulierung beziehen soll.

h) Generelles Verhot von Fremdwerbung (g 10 Abs; I S. 1 BauO BIn)

Eine Korrekiur des generellen Verkiotes von Fremdwerbung wäre in jedem Fall so weitreichend,
dass sie als ,,wesentlich" und damit als nicht behebbarer Zulässigkeitsmangel im Sinne von $ 17
Abs. 3 AbstG anzusehen wäre:

(1) Der Verstoß gegen die Grundrechte ausArt. 14Abs. 1,12Abs. 1 und - möglicherweise -
Art. 5 Abs. 1 GG könnte vermieden werden, indem das generelle Verbot von Fremdwer-
bung in $ 10 Abs. 1 BauO Bln EF komplett gestrichen wird. Damit würden auch die Aus-
nahmetatbestände in $ 10 Abs. 1 Nr. 1 -9 BauO Bln EF entfallen. Erhalten werden könnte
die Höhenbegrenzung für Eigenwerbung (ggf_ lntegration von Nr. 1 der Regelung in Abs.
3). Eventuell könnte diese dabei auf die - dann generell zulässigen - Anlagen der
Fremdwerbung erstreckt werden. Weiter könnten erhalten bleiben die verschärften Gestal-
tungsanforderungen in Abs. 3 (Wechselwerbung). lm Ergebnis blieben dann Anlagen der
Fremdwerbung auf Privatgrundstücken und auf Straßenland in Misch-, Kern-, Urbanen-,
Gewerbe- und Industriegebieten erlaubt, würden aber den verschärften Gestaltungsanfor-
derungen unterliegen.

Seite 24 von 26



(2) Mit Blick auf die nicht zweifelsfreie - hier'aber noch bejahte - Landesgesetzgebungskom-
petenz könnte daran gedacht werden, die Begründung des GE so zu verändern, dass der

Aspekt des Verunstaltungsschutzes als Zweck des Gesetzes in den Vordergrund gerückt

wiid. Auch dann wäre aber nach der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte, wie oben

dargelegt, ein pauschales Verbot für atle Baugebiete ohne weitere Differenzierungen we-

g"rid"Jv"rrtoßes gegen Grundrechte unzulässig. Solche Differenzierungen müssten

äann in den GE aufgenommen werden. Ob insoweit Abstufungen und Kriterien gefunden

werden können, die, gemessen am Zweck des Verunltaltungsschutzes und der öffentli-

chen Sicherheit, sinnvoll und sachgerecht sind, kanh hier nicht beurteilt werden.

1O; Daran zu denken wäre schließlich, statt des im GE. enthaltenen bauplanungsrechtlichen

Verbotes von werbeanlagen ein (nur) straßenrechtliches zum formulieren. ob ein solches

mit sachlichen Grfinden zu recfrffärtiien wäre und den Intentionen der Iniiiative entsprä-

che, kann hier nicht beurteilt werden.

Die aufgezeigten, denkbaren Anderungen des GE und/oder der GesetzesbegrÜndung über-

schreitä abör in jedem Fatt Oie Scnwe]te der ,,Wesentlichkeit" und wären als unzulässige 'An-
derung des Gegenstandes des volksbegehrens" im sinne von $ 17 Abs. 3 Abslc anzusehen.

Das gät zunächlt für die unter (1) genannte Alternative: Durch die vollständige Streichung des

Verbätes von Fremdwerbung würdL sich die Tragweite derAnderungen der BauO Bln deutlich

verringern. Das wesentlicheZiel des Gesetzentwurfs, die Entfernung von Werbung aus dem

Offenti-ichen Straßenraum einschließlich der von diesem aus einsehbaren Privatgrundstücke,

würde nicht erreicht. Unabhängig vom Umfang etwa zu ergänzender, differenzierender Aus-

nahmen müsste das angestrebte generelle Verbot jedenfalls substantiell aufgeweicht werden.

Das Ergebnis wäre etwas qualitativ Anderes, als von der lnitiative propagiert: Die Stadt wäre

nicht ,,werbefrei', sondern werbung würde nur stärker beschränkt, als es im geltenden Recht

Oer Fätt lst. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass sich ein Teil der Untezeichnenden nicht fÜr ei-

nen derart reduzierten Regelungsvorschlag ausgesprochen hätte.

Das gleiche gilt für die unter (2) genannte etwaige Neufassung der Begründung des GE. Dies

würdä, wie oben dargestellt, die Anderung des Gesetzeszwecks voraussetzen, der fÜr die Moti-

vation der Unte12eichnenden häufig ausschlaggebend gewesen sein wird. Nicht unwahrschein-

lich ist es zudem, dass die in diesem Zusammenhang neu zu formulierenden, differenzierenden
. Kriteiien Anlass für Meinungsverschiedenheiten über die Ausgestaltung und Reichweite etwai-

gär Ausnahmetatbestände für Werbung bieten würden, die einen Unterstützenden von der Un-

terschrift hätten abhalten können.

Schließlich spricht auch bei einer Reduzierung des Verbotes auf das öffentliche Siraßenland

durch Umdeutung in eine straßenrechtliche Regelung viel dafür, dass es sich - sofern über-

haupt möglich - um eine wesentliche Anderung handeln würde, da hiervon die Gesamtstruktur

der'Regeiungen und insbesondere der dem Gesetz zugrunde gelegte Interessenausgleich zwi-

schen Privaten und öffentlichen Belangen grundlegend verändert werden würde.

Insgesamt ist daher eine Anderung von S 1O Abs. 1 S. 1 BauO Bln EF im Wege der Mängelbe-

seitigung nicht möglich.

| Übergangsregelungen ($$ 81, S9 BauO Btn EF, $ I WerbeFG)

Die Inkraftretens- und Übergangsvorschriften im GE könnten konsolidiert werden; das könnte -
je nach Vorgehensweise - wohl ohne wesentliche Anderungen erfolgen'

Vl. Gesamtwürdigung

Festzustellen ist, dass der vorgelegte GE insgesamt unzulässig gemäß $ 12 Abs .2AbstG ist

Zwar können einige der festgeltellien Mangei durch unwesentliche Anderungen des Entwurfs
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oder seiner Begründung beseitigt werden; Art. 1 des GE könnte.so möglicherweise insgesamt
geheilt werden. Die Verstöße gegen das Koppelungsverbot sowie die Verstöße des Art. 2 GE
gegen Grundrechte von Grundstückseigentümem und -eigentümerinnen sowie Werbetreiben-
den ließen sich aber - wenn überhaupt - nur durch wesentliche Eingriffe in die Struktur und den
Regelungsgehalt des GE beheben. Das gilt insbesondere für den vollständigen üezicht auf Art.
2 des GE, denn es kann nicht angenommen werden, das alle Unterzeichnenden das Volksbe-
gehren auch dann unterstützt hätten, wenn es nur das WerbeFG zum Gegenstand gehabt hät-
te. Die genannten Verstöße führen jeweils bereits für sich genommen zur Uirzulässigkeit des
Volksbegehrens.

Zwei Abschriflen sind beigefügt.

Im Auftrag
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